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I. Zusammenfassende Bewertung 

1. Der vorliegende Bericht ist eine Bilanz der vor 
über zwei Jahren angestoßenen Initiative zur Be-
kämpfung des Mißbrauchs und zur Vermeidung 
von Fehlentwicklungen bei öffentlichen Leistun-
gen. Er gibt darüber hinaus Auskunft über die 
Fortschritte, die bei der Anpassung von öffentli-
chen Leistungen an die im Zuge der Wiederver-
einigung gewachsenen Konsolidierungsanforde-
rungen und an die veränderten Rahmenbedingun-
gen bisher erzielt wurden. Der Bericht knüpft da-
mit an den Bericht der Bundesregierung vom Som-
mer 1994 an (Drucksache 12/8246 vom 7. Juli 
1994), greift bedeutsame Maßnahmen noch einmal 
auf und berücksichtigt die seitdem zu verzeich-
nende weitere Entwicklung. 

Die Arbeiten zur Mißbrauchsbekämpfung und die 
Überprüfung, ob öffentliche Leistungen noch an-
gemessen sind oder effizienter und zielgerichteter 
eingesetzt werden können, sind damit nicht abge-
schlossen. Mit dem Beschluß vom Juni 1993, in 
allen Ressorts persönliche Beauftragte auf Staats-
sekretärsebene für die Prüfung und Umsetzung 
entsprechender Vorschläge zu ernennen (Liste der 
persönlich beauftragten Staatssekretäre im An-
hang Nr. 3), hatte die Bundesregierung zum Aus-
druck gebracht, daß sie der Daueraufgabe der Be-
kämpfung des Mißbrauchs öffentlicher Leistungen 
ein besonders starkes Gewicht beimißt. Aus dem 
Bericht geht hervor, daß im Bereich der Anpas-
sung von öffentlichen Leistungen beachtliche Fort-
schritte erreicht werden konnten. 

2. Bei der Intensivierung der Maßnahmen zur Miß-
brauchsbekämpfung, die in Teil II dargestellt wer-
den, sind in vielen Bereichen bedeutende Erfolge 
zu verzeichnen. In letzter Zeit liegt der Schwer-
punkt dabei auf den Maßnahmen, die in die Ge-
schäftsbereiche des Bundesministeriums der Fi-
nanzen, des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung, des Bundesministeriums des In-
nern und des Bundesministeriums für Gesundheit 
fallen. 

Seit der Steuerreform 1990 wurden Steuervergün-
stigungen und steuerliche Sonderregelungen in 
Höhe von rd. 47 Mrd. DM mit jährlicher Dauerwir-
kung abgebaut. Neben den gesetzlichen Maßnah-
men wurde eine Reihe von Maßnahmen zur Ver-
besserung des Verwaltungsvollzugs eingeleitet, 
mit denen insbesondere in den neuen Ländern 
wesentliche Fortschritte erzielt wurden. Allein die 
Ausweitung der Sonderprüfungsdienste bei der 
Umsatzsteuer und der Investitionszulage sowie die 
Lohnsteueraußenprüfung führte 1994 zu Mehr-
ergebnissen von fast 1,3 Mrd. DM. Auch bei der 
Bekämpfung des illegalen Zigarettenhandels sind 
Fortschritte zu verzeichnen. Die Sicherstellungs-
mengen haben im ersten Halbjahr 1995 mit über 

370 Mio. Stück mit einem geschätzten Marktwert 
von über 70 Mio. DM einen neuen Höchststand er-
reicht. 

Die an der Bekämpfung der illegalen Beschäfti-
gung und des Mißbrauchs von Leistungen im Be-
reich des Arbeitsförderungsgesetzes beteiligten 
Behörden, insbesondere die Arbeitsämter und die 
Zollverwaltung, haben ihre Anstrengungen bei 
der Mißbrauchsbekämpfung erheblich gesteigert. 
Neben einer verstärkten Öffentlichkeitsarbeit ist 
eine Reihe von Maßnahmen erheblich intensiviert 
worden, insbesondere der elektronische Datenab-
gleich, Bußgeld und Strafverfahren sowie die Mel-
dekontrollen. Eine weitere Steigerung der Effekti-
vität bei der Mißbrauchsbekämpfung ergibt sich 
aus einer verstärkten Zusammenarbeit der Bun-
desanstalt für Arbeit und der Zollverwaltung. Mit 
den massiv verschärften Maßnahmen zur Bekämp-
fung von Leistungsmißbrauch und i llegaler Be-
schäftigung hatte sich innerhalb eines Jahres ein 
zusätzliches Einsparvolumen von 1,6 Mrd. DM er-
geben. Solange die Mißbrauchsbekämpfung in 
diesem Umfang fortgesetzt wird, dürften die finan-
ziellen Effekte Jahr für Jahr in dieser Größenord-
nung liegen. 

Durch die Neuregelung des Ausländer- und Asyl-
rechts zum 1. Juli 1993 und die parallel hierzu er-
griffenen Maßnahmen zur Verstärkung der Grenz-
überwachung sowie die von Bund und Ländern 
vorgenommene Verbesserung der personellen und 
sächlichen Ausstattung der mit Asylverfahren be-
faßten Behörden und Gerichte konnte die miß-
bräuchliche Inanspruchnahme staatlicher Leistun-
gen durch Asylbewerber eingedämmt werden: Mit 
dazu beigetragen haben dürfte der zum 1. Novem-
ber 1993 eingeführte Vorrang von Sachleistungen 
vor Geldleistungen. Durchgreifende Erfolge konn-
ten mit Hilfe des Automatisierten Fingerabdruck-
Identifizierungssystems (AFIS) bei der Verhinde-
rung der mehrfachen Inanspruchnahme von So-
zialleistungen durch Asylbewerber erzielt werden. 
Das durch diese Maßnahmen erreichte jährliche 
Einsparvolumen ist nicht bezifferbar. Durch den 
Rückgang der Asylbewerberzahlen dürften die 
Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung 
von Asylbewerbern bei Bund, Ländern und Ge-
meinden 1993 um 500 Mio. DM und 1994 um 
2,6 Mrd. DM geringer ausgefallen sein, als es bei 
gleichbleibend starkem Asylbewerberzustrom der 
Fall gewesen wäre. 

Die Leistungen der öffentlichen Hand für Auslän-
der, die nur für eine begrenzte Zeit in der Bundes-
republik Deutschland Schutz suchen, sind je nach 
ausländerrechtlichem Status unterschiedlich aus-
gestaltet. Durch ein Erstes Gesetz zur Änderung 
des Asylbewerberleistungsgesetzes soll der Kreis 
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der Leistungsberechtigten, der Sachleistungen 
oder nachrangig abgesenkte Geldleistungen nach 
diesem Gesetz erhält, erweitert werden. Die Lei-
stungen bleiben ca. 20 % unter dem Niveau der 
Sozialhilfe und entsprechen damit den Leistun-
gen, die derzeit Asylbewerbern im ersten Verfah-
rensjahr gewährt werden. Der Gesetzentwurf 
dürfte bei Ländern und Kommunen für Ausgaben-
entlastungen von ca. 900 Mio. DM jährlich führen. 

Aber auch in den anderen Resso rts ist die Miß-
brauchsbekämpfung nachdrücklich vorangetrie-
ben worden. 

Nationale agrarpolitische Fördermaßnahmen kön-
nen zunehmend durch das sog. integrierte Verwal-
tungs- und Kontrollsystem überprüft werden, das 
im Zusammenhang mit der Nutzung bestimmter 
EU-Beihilfen aufgebaut wird. Die Leistungen be-
treffen insbesondere den sozio-strukturellen Ein-
kommensausgleich und die Gasölbetriebsbeihilfe, 
die beide volumenmäßig sehr bedeutsam sind. 

Die Möglichkeit zum mißbräuchlichen Bezug von 
Kindergeld sind mit den Neuregelungen in der ge-
setzlichen Umsetzung des Spar-, Konsolidierungs- 
und Wachstumsprogramms der Bundesregierung 
wirksam abgestellt worden. Die Kindergeldzah-
lung unterliegt inzwischen einer lückenlosen Kon-
trolle der Anspruchsberechtigung. 

In der Anfang 1995 entfachten Debatte über an-
gebliche Mißbräuche und Verschwendung bei 
Fördermaßnahmen für die neuen Länder hat die 
Bundesregierung einen unter Federführung des 
Bundesministeriums für Wirtschaft erstellten Be-
richt vorgelegt, der sich mit den Instrumenten der 
Wirtschaftsförderung, vor allem der Investitions-
förderung des Bundes sowie Fördermaßnahmen in 
anderen Bereichen wie Umwelt, Wohnungsbau, 
Städtebau, Forschung und Entwicklung befaßt. Er 
kommt zu dem Ergebnis, daß die Fördermittel in 
den neuen Ländern ganz überwiegend effizient 
und sinnvoll eingesetzt wurden. 

Auf nationaler Ebene gewinnt eine verstärkte Be-
kämpfung von Preisabsprachen und Korruption 
bei öffentlichen Aufträgen, durch die jährlich 
Schäden in enormer Höhe entstehen dürften, an 
Bedeutung. Konkrete, über die bisherigen Maß-
nahmen hinausgehende Handlungsmöglichkeiten 
sind bereits erarbeitet worden. So prüft z. B. die 
Bundesregierung, ob eine einheitliche Praxis des 
Ausschlusses von öffentlichen Aufträgen bei Un-
ternehmen möglich ist, die schwere Verfehlungen 
begangen haben. 

Auf EU-Ebene drängt die Bundesregierung nach

-

drücklich auf eine wirksame Bekämpfung von 
Mißbrauch zu Lasten des Gemeinschaftshaushalts. 

Die Fundstellen der im Bericht dargestellten Maß-
nahmen zur Mißbrauchsbekämpfung sind in An-
hang Nr. 1 verzeichnet. 

3. Teil III des Berichts befaßt sich mit Maßnahmen 
zur Anpassung öffentlicher Leistungen. Sie betref-
fen zum einen vor allem die Rückführung und Um-
strukturierung von Leistungen im öffentlichen 

Dienst, die Konzentration staatlicher Aufgaben 
und Leistungen, die kostensparende Leistungs-
steigerung der öffentlichen Verwaltung sowie die 
stärkere Berücksichtigung von kostenverursa-
chenden Aspekten bei der Erstellung von Rechts-
und Verwaltungsvorschriften. 

Zu nennen sind hier insbesondere die Anpas-
sungsmaßnahmen im Bereich des Bundesgrenz-
schutzes sowie Einsparungen von über 300 Mio. 
DM pro Jahr bei der Neukonzeption des Zivil-
schutzes. Weitere Maßnahmen mit Einsparungen 
in zweistelliger Millionenhöhe sind z. B. der Weg-
fall des Winterzusatzurlaubs für Beamte bei Bahn 
und Post. 

Zum anderen geht es um strukturelle Anpassun-
gen im Sozialsystem, Bildungssystem und den 
Maßnahmen zur Wirtschaftsförderung. Besonders 
hervorzuheben sind die Reform der Sozialhilfe mit 
einer jährlichen Entlastung der Kommunen um 
mindestens 2,2 Mrd. DM sowie der Arbeitslosen-
hilfe mit Einsparungen in Höhe von 2,1 Mrd. DM. 
Weitere Entlastungen werden sich mit der 3. Stufe 
der Reform der gesetzlichen Krankenversiche-
rung, der angestrebten Einschränkung der Früh-
verrentungspraxis, Neukonzeption der Förderung 
des Steinkohlebergbaus, den Verbesserungen bei 
der Regionalförderung und der Effizienzsteige-
rung beim sozialen Wohnungsbau einstellen. So 
liegt z. B. die jährliche Belastung der Sozialversi-
cherung alleine durch den Anstieg der Frühver-
rentung im Bereich zweistelliger Milliardenhöhe. 
Die Umstellungen im Bereich des BAföG werden 
1996 zu Einsparungen von über 220 Mio. DM und 
1997 von fast 660 Mio. DM für den Bund führen. 

Einsparungsmöglichkeiten in erheblicher Höhe 
können sich auch aus der konsequenten Anwen-
dung aufenthaltsbeendender Maßnahmen gegen-
über unterstützungsbedürftigen Ausländern erge-
ben. 

Die Fundstellen der Anpassungsmaßnahmen sind 
in Anhang Nr. 2 aufgeführt. 

Der Anpassungsbedarf von öffentlichen Leistun-
gen an veränderte Rahmenbedingungen bleibt 
auch in Zukunft groß. 

In der Koalitionsvereinbarung für die 13. Legis-
laturperiode des Deutschen Bundestages wurde 
die Einsetzung einer Regierungskommission zur 
systematischen Durchleuchtung des gesamten 
Systems sozialer Transferleistungen festgelegt. Im 
Januar 1995 wurde sie auf Abteilungsleiterebene 
unter dem Vorsitz des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung eingesetzt. Beteiligte 
Ressorts sind ferner das Bundesministerium der 
Finanzen, das Bundesministerium für Gesundheit, 
das Bundesministerium für Wirtschaft, das Bun-
desministerium des Innern, das Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 
das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau sowie das Bundeskanzleramt. 

Ziel der Regierungskommission (Transfersystem

-

kommission) ist die Analyse und Bewertung der 
Einkommens-, Kumulierungs- und Anrechnungs- 
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regelungen sowie die Formulierung von Optionen 
zur Erhöhung der Zielgenauigkeit, der Anreize zur 
Erwerbstätigkeit und der Verwaltungseffizienz. 
Hierzu wurde bislang unter Vergabe auch von 
wissenschaftlichen Gutachten eine Bestandsauf-
nahme zu den zu untersuchenden Leistungen 
durchgeführt. 

In die Arbeit der Regierungskommission sollen im 
Frühjahr 1996 die Ergebnisse der beim Bundesmi-
nisterium der Finanzen angesiedelten Experten-
kommission „Alternative Steuertransfersysteme" 
einfließen. Der Bericht der Regierungskommission 
soll im Herbst 1996 vorgelegt werden. 

4. Die Entlastung der öffentlichen Haushalte durch 
die Gesamtheit der Maßnahmen zur Mißbrauchs-
bekämpfung und zur Anpassung öffentlicher Lei- 

stungen läßt sich nicht exakt und umfassend bezif-
fern. Die für Teilbereiche vorliegenden Schätzun-
gen erlauben die vorsichtige Schlußfolgerung, daß 
bei voller Wirksamkeit aller Maßnahmen für die 
öffentlichen Haushalte jährlich Einsparungen in 
einer Größenordnung von über 20 Mrd. DM zu er-
warten sind, darunter knapp die Hälfte für den 
Bund, die überwiegend in den Haushalt und in die 
Finanzplanung eingegangen sind. 

Zu zahlreichen Maßnahmen in finanziell bedeut-
samen Bereichen können keine Angaben zum 
Einsparvolumen gemacht werden. Dies gilt insbe-
sondere für solche Maßnahmen, die auf eine Effi-
zienzverbesserung durch Vereinfachung und Ra

-

tionalisierung von Verwaltungsverfahren, sowie 
auf eine leistungsgerechtere Besoldung im öffent-
lichen Dienst hinwirken. 
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IL Fortschritte bei der Mißbrauchsbekämpfung 

Bundesministerium der Finanzen 

Steuerliche Maßnahmen 

Dreh- und Angelpunkt aller Bemühungen zur Be-
kämpfung einer mißbräuchlichen Ausnutzung des 
Steuersystems und zur Eindämmung des Steuerwi-
derstands ist die Senkung der auch nach internatio-
nalem Maßstab hohen Steuer- und Abgabenlast in 
Deutschland. Je höher die Steuer- und Abgabenlast 
ist, desto größer sind auch Anreize für Steuervermei-
dungsstrategien. Die Bundesregierung wird deshalb 
darauf hinwirken, die Steuer- und Abgabenquote im 
Rahmen einer symmetrischen Finanzpolitik, d. h. 
parallel zum Abbau der Staatsverschuldung schritt-
weise wieder zurückzuführen. Mit dem Jahressteuer-
gesetz 1996 wird die Steuerquote in einem ersten 
Schritt um rd. 1 Prozentpunkt zurückgeführt (ein-
schließlich Effekt der Umbuchung des Kindergeldes 
von der Ausgaben- auf die Einnahmenseite von rd. 
0,5 Prozentpunkt). 

Ein Konzept hingegen, welches allein darauf zielte, 
vermeintlich ungerechtfertigte Steuervergünstigun-
gen und steuerliche Sonderregelungen mit dem An-
liegen der Mißbrauchsverhütung und der Steuerver-
einfachung zurückzuschneiden, würde im Ergebnis 
zwangsläufig mit Steuererhöhungen einhergehen 
und damit den Steuervermeidungsdruck noch erhö-
hen. Das schließt nicht aus, daß erkannte Miß-
brauchstatbestände auch weiterhin konsequent zu 
bereinigen sind. Oftmals besteht auch ein Zielkon-
flikt zwischen Mißbrauchstbekämpfung und Steuer-
vereinfachung, z. B. dann, wenn vom Gesetzgeber 
geschaffene Bagatellregelungen oder Pauschalie

-

rungsmöglichkeiten mißbräuchlich ausgenutzt wer-
den. 

Deshalb hält die Bundesregierung nach wie vor ihre 
steuerpolitische Leitlinie „Niedrigere Steuersätze bei 
weniger Ausnahmen" für zukunftsweisend. Zu die-
sem, mit der Steuerreform 1990 beschrittenen und 
mit dem Steueränderungsgesetz 1992 sowie dem 
Standortsicherungsgesetz konsequent fortgesetzten 
Weg sieht die Bundesregierung keine Alte rnative. So 
wurden seit der Steuerreform 1990 unter Einbezie-
hung der Auswirkungen des Jahressteuergesetzes 
1996 im Umfang von rd. 47 Mrd. DM Steuerschlupf-
löcher geschlossen sowie Steuervergünstigungen 
und steuerliche Sonderregelungen mit Dauerwir-
kung abgebaut. 

Maßnahmen im Standortsicherungsgesetz und 
Mißbrauchsbekämpfungs- und Steuerbereinigungs-
gesetz (1993) 

Von den Maßnahmen sind hervorzuheben: 

- Begrenzung der steuerlichen Anerkennung der 
eigenkapitalersetzenden Fremdfinanzierung; 

- Einschränkung des sog. Dividenden-Stripping; 

- Eindämmung von Steuersparmodellen bei ehe

-

mals gemeinnützigen Wohnungsunternehmen; 

- Einschränkung steuervermeidender Gestaltungen 
durch Finanzinnovationen; 

- Eindämmung bestimmter Steuersparmodelle bei 
Anteilsveräußerungen und Umwandlungen; 

- Begrenzung steuersparender Gestaltungen durch 
Verlagerung von Gewinnen in das Ausland. 

1993 betrug das Volumen aus dem Abbau von 
Steuervergünstigungen, steuerlichen Sonderrege-
lungen sowie aus der Eindämmung von Mißbräu-
chen und unerwünschten Steuergestaltungen rd. 
11,5 Mrd. DM mit jährlicher Dauerwirkung. 

Maßnahmen im Jahressteuergesetz 1996 

Die wichtigsten Maßnahmen des Jahressteuergeset-
zes 1996 sind: 

- Regelung für eine gerechtere Besteuerung in Fäl-
len, in denen die unbeschränkte oder beschränkte 
Einkommensteuerpflicht nicht während des ge-
samten Kalenderjahres besteht. Bei der Berech-
nung des Steuersatzes werden auch die ausländi-
schen Einkünfte einbezogen; 

- Einschränkung des Betriebsausgabenabzugs für 
Zuwendungen an Unterstützungskassen; 

- Pauschalierung des Privatanteils für die Nutzung 
eines dienstlichen oder betrieblichen Pkw mit 
monatlich 1 % des Listenpreises (mit Härtefall-
regelung) zuzüglich 0,03 % des Listenpreises pro 
Monat je Entfernungskilometer für Fahrten zwi-
schen Wohnung und Arbeitsstätte; 

- Begrenzung der steuerlichen Berücksichtigung 
einer doppelten Haushaltsführung auf zwei Jahre; 

- Einschränkung des Werbungskosten-/Betriebs-
ausgabenabzugs bei einem häuslichen Arbeits-
zimmer; 

- Begrenzung der Inanspruchnahme von Ansparab-
schreibungen für Wirtschaftsgüter bis zu einem 
Höchstbetrag von 300 000 DM; 

- Neuregelung der Freibeträge für Veräußerungsge-
winne; 

- Streichung der Bagatellgrenze von 1 % für die 
Steuerfreiheit von Veräußerungsgewinnen aus der 
Veräußerung von Anteilen aus wesentlichen Betei-
ligungen an Kapitalgesellschaften; 

- Einschränkung der Verrechnung von Veräuße-
rungsverlusten von im Privatvermögen gehaltenen 
Beteiligungen; 
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- Berücksichtigung von vorgenommenen Abschrei-
bungen bei der Ermittlung von Spekulationsge-
winnen; 

- Verbot der Pauschbesteuerung für Arbeitnehmer, 
die beim selben Arbeitgeber aus mehr als einer 
Beschäftigung Arbeitslohn beziehen; 

- Regelung für eine angemessene Besteuerung z. B. 
von Künstlern und Sportlern, die im Ausland an-
sässig sind, aber in Deutschland Einkünfte erzie-
len; 

- Neuregelung des Verfahrens bei der Vergütung 
von Vorsteuerbeträgen; 

- Überwachung der Unternehmer, die in der Bun-
desrepublik Deutschland Personenbeförderungen 
mit nicht im Inland zugelassenen Omnibussen 
durchführen, ob sie umsatzsteuerlich erfaßt sind. 

Zur Bekämpfung der Korruption enthält das Gesetz 
außerdem ein Abzugsverbot von Zuwendungen, 
wenn die Zuwendung straf- oder bußgeldbewehrt 
ist. Durch eine Mitteilungspflicht der Finanzverwal-
tung bei im Rahmen des Besteuerungsverfahrens 
entstandenem Tatverdacht wird darüber hinaus eine 
Abschreckungswirkung erzielt (eine Zusammenstel-
lung der Korruptionsbekämpfungsmaßnahmen der 
Ressorts befindet sich auf Seite 11f.). 

Internationale Harmonisierung der Zinsbesteuerung 

International steht für die Bundesregierung die Har-
monisierung der Zinsbesteuerung innerhalb der EU 
und auf OECD-Ebene nach wie vor auf der Tagesord-
nung, um einem im Zuge der Freizügigkeit des Kapi-
talverkehrs in Europa leichter gewordenen Auswei-
chen vor der deutschen Besteuerung wirksam entge-
genzutreten. Über die während der deutschen EU-
Präsidentschaft im zweiten Halbjahr 1994 vorge-
schlagene Mindestlösung, die vom Grundsatz der 
Gleichwertigkeit der in den EU-Ländern bestehen-
den Systeme - Abzugsteuer- und Mitteilungssystem - 
ausgeht, konnte bisher noch kein Einvernehmen er-
zielt werden. Die Bundesregierung drängt darauf, 
das dringliche Thema auf europäischer Ebene 
weiterzubehandeln. 

Intensivierung des Verwaltungsvollzugs 

Steuerverwaltung der Länder 

Die kontinuierliche Aufwärtsentwicklung der Steuer-
verwaltung in den neuen Ländern hält an: 

- Arbeitsrückstände bei der Veranlagung zur Ein-
kommen- und Köperschaftsteuer konnten weiter 
abgebaut werden. Eine aktuelle bundesweite 
Statistik über den Erledigungsstand bei der Veran-
lagung der bedeutendsten Steuerarten (Einkom-
men-, Körperschaft- und Umsatzsteuer) zeigt, daß 
sich die Erledigungsquoten der neuen Länder 
bereits im Leistungsspektrum der alten Länder be-
wegen. 

- Besonders erfreuliche Ergebnisse haben die 
Sonderprüfungsdienste für Lohnsteuer und Um-
satzsteuer erzielt. Hervorzuheben ist die Steige-
rung der Prüfungstätigkeit auf dem Gebiet der 
Investitionszulage. Die Finanzämter bekommen 
diesen schwierigen und aus der Natur der Sache 
heraus mißbrauchsanfälligen Bereich zunehmend 
besser in den Griff. 

- Deutliche Fortschritte gibt es auch beim Aufbau 
der Steuerfahndung: Die Zahl der Fahndungsprü-
fer hat erheblich zugenommen. Dies hat auch die 
Prüfungstätigkeit und die dabei erzielten Ergeb-
nisse spürbar beeinflußt. Es besteht aber weiter er-
heblicher Nachholbedarf. Die neuen Länder blei-
ben auf personelle Hilfe der alten Länder ange-
wiesen. 

- Dies gilt auch für die allgemeine Betriebsprüfung. 
Zwar haben mittlerweile alle neuen Länder eine 
regelmäßige Prüfungstätigkeit aufgenommen. Es 
mangelt jedoch an qualifizierten landeseigenen 
Betriebsprüfern und Unterstützungskräften aus 
den alten Ländern, die insbesondere aus finanziel-
len Gründen nicht mehr in erforderlicher Zahl ge-
wonnen werden können. Die neuen Länder müs-
sen deshalb verstärkt Anstrengungen unterneh-
men, um in einem überschaubaren Zeitraum den 
Anschluß an das übrige Bundesgebiet zu finden. 
Daneben wurden verschiedene organisatorische 
und personelle Maßnahmen ergriffen, um mit Un- 

Die Entwicklung der Prüfungstätigkeit in den neuen Ländern in Zahlen 

Prüfungsdienst 

Durch

-

geführte 
Prüfungen 

1993 

Durch

-

geführte 
Prüfungen 

1994 

Zunahme 
in % 

Steuerliches 
Mehrergebnis 

1993 
(gerundet) 

Steuerliches 
Mehrergebnis 

1994 
(gerundet) 

Zunahme 
in % 

Umsatzsteuer- 
Sonderprüfung 	 23 223 25 718 10,7 771 761 000 828 204 000 7,3 

Lohnsteuer- 
Außenprüfung 	 22 312 26 879 20,5 143 031 000 177 345 000 24,0 

Investitionszulagen- 
(Sonder-)Prüfung 	 7 248 10 208 40,8 172 644 000 284 144 000 64,6 

Summe 	 1 087 810 000 1 289 996 000 18,6 
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terstützung der Betreuungsländer die Folgen der 
gegenwärtigen Situation zu begrenzen. 

Die für die Organisation der Steuerverwaltung ver-
antwortlichen Abteilungsleiter der obersten Finanz-
behörden des Bundes und der Länder haben den, 

 Finanzministern und -senatoren der Länder Anfang 
1995 erneut eine aktuelle, umfassende Bestandsauf-
nahme der Gesamtsituation in der Finanzverwaltung 
vorgelegt, die vor allem auf einer Analyse der Ent-
wicklung in den alten Ländern seit 1987 beruht. 

- Ihr wesentliches Ergebnis: Verstärkter Technikein-
satz und organisatorische Maßnahmen zur Bewäl-
tigung der Arbeitsflut reichen nicht aus, den wei-
ter wachsenden Arbeitsanfall in den Veranla-
gungs- und Betriebsprüfungsstellen aufzufangen. 

- Ihre wichtigsten Schlußfolgerungen und Forde-
rungen: Größere Arbeitsrückstände in der Veran-
lagung sind auf Dauer nicht hinnehmbar. Die Prü-
fungsdienste der Steuerverwaltung müssen zur 
Aufrechterhaltung einer angemessenen Präven-
tion gestärkt werden. Generell ist es dringend not-
wendig, die Rahmenbedingungen für die Arbeit 
der Steuerverwaltung weiter zu verbessern. Dabei 
ist auch die Steuergesetzgebung gefordert, alle 
Chancen zur Vereinfachung des Steuerrechts und 
des Verwaltungsvollzugs zu nutzen. 

Die Konferenz der Finanzminister und -senatoren 
nahm die Vorlage im Mai 1995 zustimmend zur 
Kenntnis. 

Außerdem sind folgende Maßnahmen zur Effizienz-
steigerung der Steuerverwaltung hervorzuheben: 

- Der von einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe vorge-
legte Entwurf neuer Grundsätze für die Bearbei-
tung der Steuerfälle, die sich stärker als bisher an 
Aufkommensgesichtspunkten und Mißbrauchsan-
fälligkeit orientieren und damit auch die Präven-
tion fördern sollen, wurde von den zuständigen 
Fachgremien geprüft und überarbeitet. Die Mei-
nungsbildung ist aber noch nicht abgeschlossen. 

- Die Grundsätze für die Rationalisierung der 
steuerlichen Betriebsprüfung wurden auf der 
Grundlage aktueller Erfahrungen aus der Prü-
fungspraxis überarbeitet. Darüber hinaus werden 
z. Z. neue Kriterien und Verfahren zur Auswahl 
prüfungsbedürftiger Bet riebe, zur Prüfungsvorbe-
reitung, -durchführung, -auswertung und Ergeb-
nisdokumentation sowie geeignetere Berech-
nungsgrundlagen für die Personalbemessung der 
Prüfungsdienste untersucht. 

- Eine Arbeitsgruppe der Länder hat neue Maßstäbe 
für die Personalbemessung der Steuerfahndung 
vorgeschlagen. Die Personalkapazität der Steuer-
fahndungsdienste soll insgesamt spürbar erhöht 
und den einzelnen Dienststellen nach aufgaben-
gerechten Verteilungsmaßstäben zugeordnet wer-
den. Für die neuen Länder wurden zusätzliche 
personelle Maßnahmen für erforderlich gehalten. 

Bundesfinanzverwaltung 

Die Bundeszollverwaltung bekämpft den Zigaretten

-

schmuggel unverändert mit allen ihr zur Verfügung 

stehenden Mitteln. Sie arbeitet dabei eng mit der Po-
lizei, dem Bundesgrenzschutz und anderen Ord-
nungsbehörden zusammen. Im Jahre 1994 wurden 
insgesamt 725 Millionen geschmuggelter Zigaretten 
mit einem Marktwert von etwa 145 Mio. DM sicher-
gestellt. Das waren rd. 100 Millionen Stück mehr als 
1993. Die Aufgriffsmenge im ersten Halbjahr 1995 
entspricht mit 370 Millionen Stück bei leicht steigen-
der Tendenz der aus dem Vorjahreszeitraum. 

Zur stärkeren Abschreckung der Erwerber von 
Schmuggelzigaretten wird seit dem 1. Januar 1995 
ein neu geschaffener Ordnungswidrigkeitentatbe-
stand mit der Möglichkeit zur Verhängung eines Ver-
warnungsgeldes angewandt. 

Um wirksamer gegen Schwarzhändler, überwiegend 
ehemalige vietnamesische DDR-Vertragsarbeiter, vor-
gehen zu können, hat die Bundesregierung eine 
Rücknahmevereinbarung mit Vietnam getroffen. 
Diese Vereinbarung wird künftig die Ausweisung 
straffällig gewordener Vietnamesen ermöglichen. 

Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung 

Die Arbeitsämter und die Hauptzollämter haben ihre 
Maßnahmen zur Bekämpfung der illegalen Beschäf-
tigung und des Leistungsmißbrauchs auf hohem 
Niveau fortgeführt. 

Während die Hauptzollämter Außenprüfungen vor-
nehmen und insbesondere im Bereich der Bekämp-
fung illegaler Ausländerbeschäftigung, des Lei-
stungsmißbrauchs und der Nichteinhaltung von 
bestimmten Meldepflichten tätig sind, stehen den 
Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit neben 
Außenprüfungen weitere Möglichkeiten der Be-
kämpfung von Leistungsmißbrauch zur Verfügung. 

Nach im Jahre 1993 und Anfang des Jahres 1994 
durchgeführten Berechnungen über die finanziellen 
Auswirkungen der Bekämpfungsmaßnahmen betrug 
das zusätzliche Einsparvolumen der verstärkten 
Mißbrauchsbekämpfung innerhalb eines Jahres 
1,6 Mrd. DM. Die Berechnungen wurden seitdem 
wegen des hohen Verwaltungsaufwandes und der 
Tatsache, daß die verstärkten Maßnahmen auf dem 
entsprechend höheren Niveau fortgesetzt werden so-
wie der im Zeitverlauf unsicherer werdenden Ver-
gleichbarkeit mit der Ausgangssituation nicht weiter-
geführt. 

Im einzelnen sind neben einer weiterhin intensiv 
durchgeführten Öffentlichkeitsarbeit folgende Maß-
nahmen zu nennen: 

DALEB-Verfahren 

Die Bundesanstalt für Arbeit vergleicht Zeiten, in de-
nen Arbeitnehmer Leistungen der Bundesanstalt für 
Arbeit beziehen, mit Zeiten, für die Arbeitgeber Mel-
dungen zur Sozialversicherung abgegeben haben. 
Überschneiden sich Zeiträume, prüfen die Arbeits-
ämter nach, ob Leistungsmißbrauch vorliegt. 
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Die Zahl der Überschneidungsmitteilungen ist in den 
letzten Jahren laufend gestiegen. Im Jahre 1994 gab 
es über 836 000 Überschneidungsmitteilungen, von 
denen mehr als 629 000 auf geringfügige Beschäfti-
gungen entfielen. Insgesamt haben 1994 die Arbeits-
ämter annähernd 443 000 Überzahlungsfälle ermit-
telt und damit einen Schaden von fast 183 Mio. DM 
aufgedeckt. Da die Arbeitsämter möglichst rasch die 
Überschneidungsmitteilungen prüfen, können die 
Dauer und damit die Höhe der Überzahlung immer 
besser begrenzt werden. 

Bußgeld- und Strafverfahren 

Wegen des Verdachts von mißbräuchlicher Inan-
spruchnahme von Lohnersatzleistungen haben die 
Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit 1994 fast 
410 000 Bußgeldverfahren eingeleitet und ca. 84 000 
Bußgeldbescheide erlassen. Bußgelder und Verwar-
nungen mit Verwarnungsgeld wurden in Höhe von 
rd. 19,4 Mio. DM verhängt. Von den genannten rd. 
410 000 Verfahren wurden ca. 19 500 an die Staatsan-
waltschaft wegen Straftatverdacht abgegeben. Zu-
sätzlich erstatteten die Dienststellen der Bundes-
anstalt für Arbeit in über 16 000 Fällen Strafanzeige 
wegen Straftatverdacht in Zusammenhang mit miß-
bräuchlicher Inanspruchnahme von Lohnersatzlei-
stungen. 

Die Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit haben 
im Jahre 1994 annähernd 78 000 Bußgeldverfahren 
wegen illegaler Ausländerbeschäftigung eingeleitet 
und über 18 000 Bußgeldbescheide erlassen. Die 
Höhe der Bußgeld- und. Verwarnungssumme betrug 
insgesamt über 23,6 Mio. DM. Nahezu 5 300 Verfah-
ren wurden an die Staatsanwaltschaft abgegeben 
oder es wurden Anzeigen an die Staatsanwaltschaft 
erstattet, da wegen der Schwere der Tat ein Straf-
tatverdacht wegen illegaler Ausländerbeschäftigung 
vorlag oder ein Straftatverdacht (z. B. Steuerhinter-
ziehung) in Zusammenhang mit illegaler Ausländer-
beschäftigung gegeben war. 

Außenprüfungen 

Die Hauptzollämter haben im Jahre 1994 bei etwa 
215 000 Beschäftigten eine Personenüberprüfung 
am Beschäftigungsort durchgeführt und von ca. 
517 000 Beschäftigten die Geschäftsunterlagen bei 
Arbeitgebern überprüft. Die Dienststellen der Bun-
desanstalt für Arbeit haben im Jahre 1994 fast 
69 000 Prüfungen durchgeführt. Aufgrund der Fest-
stellungen der Hauptzollämter und der Arbeitsäm-
ter haben die Arbeitsämter im Jahre 1994 ca. 
59 000 Fälle von Leistungsmißbrauch mit einer Scha-
densumme von 51,7 Mio. DM festgestellt. Auffallend 
ist, daß im Vergleich der letzten Jahre die Zahl der 
aufgedeckten Mißbrauchsfälle im Verhältnis zur Zahl 
der Prüfungen zurückgeht. Dies legt die Vermutung 
nahe, daß die verstärkten Außenprüfungen und die 
intensive Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung, 
der Bundesanstalt für Arbeit und der Hauptzollämter 
offenbar zu einer verstärkten Beachtung ihrer Melde-
pflichten veranlaßt haben. 

Berliner Modell 

Auf Initiative des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung hat das Landesarbeitsamt Berlin

-

Brandenburg seit 1. August 1995 ein Spezialteam 
von zunächst 75, ab 1. Januar 1996 insgesamt 150 
speziell geschulten Kräften aufgestellt, um den 
Kampf gegen die illegale Ausländerbeschäftigung in 
Berlin und Brandenburg zu verstärken. Das neue 
Spezialteam des Landesarbeitsamtes Berlin-Bran-
denburg (Außendienst-Bau) arbeitet bei seinen Prü-
fungen eng mit 21 speziell zur Verstärkung der 
Außendienst-Bau durch die Berliner und Branden-
burger Polizei zur Verfügung gestellten Bediensteten 
zusammen. Der Einsatz des neuen Spezialteams be-
deutet quantitativ eine erhebliche Verbesserung der 
Bekämpfungsmöglichkeiten der illegalen Ausländer-
beschäftigung. 

Im Mittelpunkt der Arbeit der Spezialteams stehen 
die systematisierte, ggf. flächendeckende oder auch 
in kurzen Abständen wiederholte Überprüfung der 
Baubeschäftigung von Ausländern insbesondere bei 
ausländischen Subunternehmen in Berlin und im 
Umland, die intensive Verfolgung aller anläßlich der 
Überprüfung festgestellten Tatbestände jeglicher 
Form von illegaler Beschäftigung sowie die Bekämp-
fung von Lohndumping bei Subunternehmen aus 
den mittel- und osteuropäischen Staaten. 

Die notwendigen Personal- und Sachkosten werden 
von der Bundesanstalt für Arbeit aus den Werkver-
tragsgebühren gedeckt, die den Unternehmen für 
die Beschäftigung von ausländischen Werkvertrags-
arbeitnehmern aus Nicht-EU-Ländern auferlegt wer-
den. Das neue Team des Landesarbeitsamtes Berlin-
Brandenburg wird zunächst für drei Jahre installiert. 
Die Bundesanstalt für Arbeit plant eine Übertragung 
des Modells auf andere Ballungsgebiete. 

Erstattungsverfahren 

Die Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit ver-
hängen bei festgestelltem Leistungsmißbrauch nicht 
nur Bußgelder, sondern fordern die überzahlten Lei-
stungen zurück. Im Jahre 1994 haben die Dienststel-
len der Bundesanstalt für Arbeit fast 896 000 Erstat-
tungsbescheide gegen Bezieher von Leistungen der 
Bundesanstalt für Arbeit erlassen, in denen knapp 
667 Mio. DM zurückgefordert wurden. 

Meldekontrollen 

Die Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit for-
dern monatlich ein Drittel aller Arbeitslosen auf, sich 
persönlich im Arbeitsamt zu melden. Im Jahre 1994 
registrierten die Arbeitsämter mehr als 207 000 Melde-
versäumnisse, davon rd. 77 000 erste Meldeversäum-
nisse und etwa 130 000 zweite Meldeversäumnisse. 
Nicht zuletzt wegen der genannten Kontrollen mel-
deten sich im Jahre 1994 rd. 193 000 Bezieher von 
Leistungen aus dem Leistungsbezug ab. 

Strikte Anwendung der Zumutbarkeits-Anordnung 

Die Bundesanstalt für Arbeit wendet die Regelungen 
der Zumutbarkeits-Anordnung weiterhin strikt an. 
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Wegen Ablehnung einer Arbeit haben die Dienststel-
len der Bundesanstalt für Arbeit im Jahre 1994 mehr 
als 17 000 Sperrzeiten festgesetzt. In weit über 
7 000 Fällen erlosch der Leistungsanspruch wegen 
wiederholten versicherungswidrigen Verhaltens. 

Strenger Maßstab bei der Erteilung 
der Arbeitserlaubnis an ausländische Arbeitnehmer 

Im Jahre 1994 hat die Bundesanstalt für Arbeit über 
1,28 Millionen Anträge auf Arbeitserlaubnis für eine 
befristete und unbefristete Beschäftigung von Aus-
ländern entschieden (Erteilungen und Ablehnungen). 

Mit einer unbefristeten Geltungsdauer wird nur die 
besondere, von der Arbeitsmarktlage unabhängige 
Arbeitserlaubnis erteilt, die ausländische Arbeitneh-
mer dann beanspruchen können, wenn sie durch 
langjährige Tätigkeit oder langjährigen Aufenthalt in 
der Bundesrepublik Deutschland einen bevorzugten 
Status hinsichtlich des Zugangs zum deutschen Ar-
beitsmarkt erworben haben. Im Jahre 1994 haben die 
Arbeitsämter für diesen Personenkreis rd. 330 000 
Arbeitserlaubnisse erteilt. 

Mit einer befristeten Geltungsdauer wird die allge-
meine Arbeitserlaubnis erteilt. Dies geschieht nur 
dann, wenn bevorrechtigte Arbeitnehmer nicht ver-
mittelt werden können. Im Jahre 1994 haben an-
nähernd 800 000 Arbeitnehmer eine allgemeine Ar-
beitserlaubnis erhalten. Hierunter waren lediglich rd. 
320 000 Arbeitnehmer mit einer erstmaligen Arbeits-
erlaubnis, wobei es sich größtenteils um Ausländer 
handelt, die in Deutschland nur einen befristeten 
oder kurzzeitigen Aufenthaltsstatus haben. 

Gesetzgeberische Maßnahmen 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Be-
kämpfung der Schwarzarbeit und zur Änderung an-
derer Gesetze wurden die Bekämpfung der Schwarz-
arbeit verschärft und die Bekämpfung illegaler Be-
schäftigung erleichtert. So handelt jetzt auch ein Un-
ternehmen ordnungswidrig, das ein anderes Unter-
nehmen beauftragt, von dem es weiß oder leichtfertig 
nicht weiß, daß dieses Unternehmen oder weitere 
Subunternehmen ausländische Arbeitnehmer ohne 
erforderliche Arbeitserlaubnisse beschäftigen. Damit 
kann ein Unternehmer die Verantwortlichkeit für ille-
gale Ausländerbeschäftigung nicht mehr auf Subun-
ternehmer abwälzen. 

Für die Durchführung des Gesetzes sind die Bundes-
länder zuständig. 

Außerdem wurde der Ausschluß von öffentlichen 
Aufträgen für illegal handelnde Unternehmen gere-
gelt. Von öffentlichen Liefer-, Bau- oder Dienstlei-
stungsaufträgen werden Bewerber bis zu einer Dauer 
von zwei Jahren ausgeschlossen, wenn diese Bewer-
ber gegen das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarz-
arbeit verstoßen haben, wegen illegaler Beschäfti-
gung bestraft wurden oder Beiträge zur Sozialversi-
cherung vorenthalten haben. Es muß sich um eine 
Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder eine 
Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen bei Strafta-
ten oder um eine Geldbuße von wenigstens 

5 000 DM bei Ordnungswidrigkeiten handeln. Für 
Taten in der Vergangenheit gilt die Vorschrift aus 
Gründen des Vertrauensschutzes nicht. 

Die Vorschrift wird von den öffentlichen Vergabestel-
len im Bund und in den Ländern angewandt. 

Insgesamt ist festzuhalten: Die intensivierten Maß-
nahmen tragen Früchte. Insbesondere scheuen Ar-
beitgeber, die bisher ihre Meldepflichten zur Sozial-
versicherung aus Nachlässigkeit oder bewußt zur 
Verbesserung ihrer Wettbewerbssituation nicht ord-
nungsgemäß wahrgenommen haben, aufgrund der 
durchgeführten Kontrollmaßnahmen mehr und mehr 
das Risiko, mit Bußgeld oder Strafverfahren bedroht 
zu werden oder von der Vergabe öffentlicher Auf-
träge ausgeschlossen zu werden. Bei Außenprüfun-
gen werden daher auch weniger Personen angetrof-
fen, die Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit be-
ziehen und nicht zur Sozialversicherung angemeldet 
sind. Allerdings ist in den aufgedeckten Fällen miß-
bräuchlichen Leistungsbezugs oft ein erheblicher 
Schaden für die Bundesanstalt für Arbeit festzustel-
len. Auch wegen der größeren Kontrolldichte als 
noch vor fünf Jahren haben die Hauptzollämter und 
die Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit im 
Jahre 1994 eine erhebliche Zahl von Fällen illegaler 
Ausländerbeschäftigung aufgegriffen. 

Bundesministerium des Innern 

Zuwendungen an Asylbewerber 

Durch die Neuregelung des Ausländer- und Asyl-
rechts zum 1. Juli 1993 und die parallel hierzu er-
griffenen Maßnahmen zur Verstärkung -  der Grenz-
überwachung sowie die von Bund und Ländern vor-
genommene Verbesserung der personellen und säch-
lichen Ausstattung der mit Asylverfahren befaßten 
Behörden und Gerichte konnte die mißbräuchliche 
Inanspruchnahme staatlicher Leistungen durch Asyl-
bewerber eingedämmt werden. 

Während im Jahre 1992 (dem letzten vollen Jahr vor 
der Asylrechtsänderung) noch 438 191 Ausländer in 
Deutschland Asyl beantragten, waren es im Jahre 
1994 (dem ersten vollen Jahr nach der Asylrechtsän-
derung) nur noch 127 210 Personen. Dies bedeutet 
einen Rückgang um 71 %. Im Jahre 1995 wird der 
Asylbewerberzugang voraussichtlich etwa 130 000 
betragen (von Januar bis Oktober 1995 waren 
104 695 Asylbewerber zu verzeichnen). 

Demgegenüber ist der Prozentsatz der Anerkennun-
gen seit der Asylrechtsänderung deutlich gestiegen. 
Im Jahre 1992 (dem letzten vollen Jahr vor der Asyl-
rechtsänderung) betrug die Anerkennungsquote 
4,3 %. Im Jahre 1994 (dem ersten vollen Jahr nach 
der Asylrechtsänderung) stieg sie auf 7,3 % an. Der-
zeit liegt sie bei 9,3 %. 

Dies kann als Indiz dafür angesehen werden, daß die 
Zahl der unberechtigt gestellten Asylanträge zurück

-

gegangen ist. Offensichtlich läßt bereits die durch 
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die Asylrechtsänderung geschaffene Möglichkeit 
der Zurückweisung oder kurzfristigen Zurückschie-
bung viele Ausländer vor dem Versuch zurück-
schrecken, ohne die notwendigen Einreisepapiere 
nach Deutschland einzureisen, um sich auf Asyl zu 
berufen, obwohl nicht die geringste Aussicht auf Er-
folg besteht. Nicht zuletzt dürfte auch der mit dem 
Asylbewerberleistungsgesetz zum 1. November 1993 
eingeführte Vorrang von Sachleistungen vor Geldlei-
stungen einen erheblichen Anteil an dieser Präven-
tivwirkung haben. 

Durchgreifende Erfolge konnten bei der Verhinde

-

rung der mehrfachen Inanspruchnahme von Sozial-
leistungen durch Asylbewerber erzielt werden: 

Mit Hilfe des Automatisierten Fingerabdruck-Identi-
fizierungssystem (AFIS) sind in der Zeit von Dezem-
ber 1992 bis September 1995 bei 382 800 überprüf-
ten Asylbewerbern rd. 43 800 Mehrfachidentitäten 
(= 11,4 %) festgestellt worden. Dabei hat sich der 
Prozentsatz der festgestellten Mehrfachidentitäten 
kontinuierlich verringert. Im Jahre 1993 wurden bei 
14,5 % der bearbeiteten Fingerabdruckblätter Mehr-
fachidentitäten entdeckt. 1994 ging dieser Prozent-
satz auf 8,9 % zurück. Derzeit (Januar bis September 
1995) liegt er bei 3,9 %. Diese Entwicklung zeigt an, 
daß AFIS inzwischen eine bedeutende Präventivwir-
kung entfaltet. 

Dabei ist zwar zu berücksichtigen, daß die Feststel-
lung einer Mehrfachidentität nicht zwingend mit 
mehrfachem Leistungsbezug verbunden sein muß, 
doch dürfte es sich in der Mehrzahl der Fälle um ver-
suchten Leistungsmißbrauch handeln. 

Darüber hinaus wirkt die zwischen Bund und Län-
dern vereinbarte „Konzeption zur Bekämpfung des 
Asylmißbrauchs" einem Mißbrauch von Soziallei-
stungen durch Asylbewerber entgegen. Sie gewähr-
leistet ein abgestimmtes Vorgehen des Bundes und 
der Länder bei der Bekämpfung von Straftaten, die 
von Ausländern zur Erlangung oder unter Ausnut-
zung des Asylbewerberstatus begangen werden. 

Es ist davon auszugehen, daß sich durch die geschil-
derten Maßnahmen die mißbräuchliche Inanspruch-
nahme von Sozialleistungen durch Asylbewerber er-
heblich verringert hat. Durch den Rückgang der 
Asylbewerberzahlen dürften die Aufwendungen für 
Unterkunft und Verpflegung von Asylbewerbern bei 
Bund, Ländern und Gemeinden 1993 um 500 Mio. 
DM und 1994 um 2,6 Mrd. DM geringer ausgefallen 
sein, als es bei gleichbleibend starkem Asylbewer-
berzustrom der Fall gewesen wäre. 

Verhinderung ungerechtfertigter Pensionszahlungen 
durch nicht angezeigte Renten 

Durch einen Rentenabgleich werden ungerechtfer-
tigte Pensionszahlungen durch nicht angezeigte 
Renten verhindert. Die entsprechende Rechtsvor-
schrift ist durch das BeamtVGÄndG 1993 in Kraft ge-
treten. Im Hinblick auf die bisherige Praxis und die 
gesetzliche Klarstellung ist davon auszugehen, daß 
jeder Bezug einer Rente der Versorgungsdienststelle 

rechtzeitig bekannt wird und diese die erforderlichen 
Anrechnungsvorschriften anwenden kann. 

Bundesministerium für Gesundheit 

Asylbewerberleistungsgesetz 

Dem Schutz vor mißbräuchlicher Inanspruchnahme 
von Leistungen durch Asylbewerber dienen die fol-
genden Maßnahmen im Asylbewerberleistungsge-
setz: 

- Leistungen werden grundsätzlich als Sachleistun-
gen gewährt, um die Existenz des Leistungsbe-
rechtigten zu sichern und eine „Zweckentfrem-
dung" von Geldleistungen z. B. an „Schlepper" zu 
vermeiden. 

- Begrenzung der medizinischen Versorgung 
grundsätzlich auf akute Erkrankungen und 
Schmerzzustände. 

- Meldepflicht für Asylbewerber, wenn eine Er-
werbstätigkeit ausgeübt wird. 

In dem Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung 
des Asylbewerberleistungsgesetzes und anderer Ge-
setze vom 24. Oktober 1995 sind folgende weitere 
Regelungen zur Vermeidung mißbräuchlicher Inan-
spruchnahme von Leistungen durch Ausländer, die 
sich nur vorübergehend in Deutschland aufhalten, 
enthalten: 

- Ausländer, die eine Aufenthaltsgestattung nach 
dem Asylverfahrensgesetz besitzen, erhalten auf 
Dauer abgesenkte Leistungen im Vergleich zu Lei-
stungen des Bundessozialhilfegesetzes. Dadurch 
entfällt der Anreiz, das Asylverfahren bzw. Ge-
richtsverfahren zu verlängern. 

- Die Ausländerbehörden teilen Umstände und 
Maßnahmen, deren Kenntnis für die Leistung an 
Leistungsberechtigte des Asylbewerberleistungs-
gesetzes erforderlich ist, sowie die ihnen mitgeteil-
ten Erteilungen von Arbeitserlaubnissen an diese 
Personen und Angaben über das Erlöschen, den 
Widerruf oder die Rücknahme der Arbeitserlaub-
nisse den für die Durchführung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes zuständigen Behörden mit. Da-
durch soll ebenfalls der Mehrfachbezug von Lei-
stungen verhindert werden. 

- Durch die entsprechende Anwendung des § 90 des 
Bundessozialhilfegesetzes können Ansprüche, die 
einem Leistungsberechtigten zustehen, auf den 
Sozialhilfeträger übergeleitet werden. Die Mitwir-
kungs- und Auskunftspflichten von Angehörigen, 
Unterhaltspflichtigen oder sonstigen Personen 
nach dem Sozialgesetzbuch sind entsprechend an-
zuwenden. 

- Auch die Möglichkeiten des automatisierten Da-
tenabgleichs u. a. zwischen Sozialhilfeträger und 
der Bundesanstalt für Arbeit sind anwendbar. 

Diese im Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Ände-
rung des Asylbewerberleistungsgesetzes und ande-
rer Gesetze vorgesehenen Maßnahmen werden bei 
Ländern und Kommunen zu Einsparungen von ca. 
900 Mio. DM jährlich führen. 
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Bundesministerium für Wi rtschaft  

Überprüfung von Bewilligungen 
bei der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur (GA) " 

Das Bundesministerium für Wirtschaft prüft seit 1991 
regelmäßig die einzelnen GA-Bewilligungsbeschei-
de, die die Länder dem Bundesamt für Wirtschaft in 
Eschborn zur statistischen Erfassung übermitteln. 
Dabei wird jeder einzelne Bewilligungsbescheid auf 
seine Vereinbarkeit mit den Förderregelungen des 
jeweiligen Rahmenplans überprüft. Erscheint ein Be-
willigungsbescheid als nicht mit den Förderregelun-
gen vereinbar, fordert das Bundesministerium für 
Wirtschaft das entsprechende Land auf, durch zu-
sätzliche Informationen die Vereinbarkeit des Be-
scheids mit den GA-Regelungen zu belegen (z. B. La-
gepläne bei der Förderung von Verkehrsverbindun-
gen, Abgrenzung zu allgemeinen Straßenbaumaß-
nahmen, Tourismuskonzept für Infrastrukturförde-
rung des Fremdenverkehrs usw.). 

Besteht danach weiterer Informationsbedarf, wird 
mit den zuständigen Landesdienststellen vor Ort die 
Förderfähigkeit jedes einzelnen beanstandeten Pro-
jektes abgeklärt. Hat das jeweilige Land gegen die 
Förderregelungen verstoßen, wird geprüft, ob die an-
teiligen Bundesmittel vom Land zurückgefordert 
werden können. 

Im einzelnen wurden in den neuen Ländern von 
1991 bis 1994 insgesamt 682 Fördervorhaben bean-
standet: 

- In 74 Fällen wurden daraufhin von den Ländern 
Aufhebungs- bzw. Änderungsbescheide erlassen 
(GA-Mittel waren noch nicht ausgezahlt). 

- In 53 Fällen wurden die anteiligen Bundesmittel in 
Höhe von über 20 Mio. DM zurückgefordert. 

- In 555 Fällen wurden die Bewilligungsbescheide 
der Länder auf der Basis zusätzlicher Informatio-
nen akzeptiert. 

In den alten Ländern (einschließlich West-Berlin) 
wurden von 1991 bis 1994 insgesamt 398 Fälle bean-
standet. Bis August 1995 wurden Forderungen des 
Bundes in Höhe von fast 35 Mio. DM festgestellt. 

Eine Darstellung der über die reine Vollzugskontrolle 
hinausreichenden Erfolgskontrolle der GA findet sich 
im 15. Subventionsbericht der Bundesregierung. 

Übrige Ressorts und übergreifende Maßnahmen 

Im Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums 
für Justiz ist das D-Markbilanzgesetz novelliert wor-
den. Durch die Neuregelung wird vermieden, daß 
bei Freistellung von Umweltlasten staatliche Leistun-
gen, insbesondere Ausgleichsforderungen unberech-
tigt in Anspruch genommen werden. Daher müssen 
entstandene und in der Regel bereits von der Treu-
handanstalt getilgte Ausgleichsforderungen unter 
näher bestimmten Voraussetzungen zurückgezahlt 
werden oder - falls noch nicht getilgt - mit der Aus-
gleichsforderung in Höhe des aufgelösten Betrages 

verrechnet werden. Ein möglicherweise entstande-
ner ungerechtfertigter Vorteil des Unternehmens zu 
Lasten der öffentlichen Hand wird dadurch vermie-
den. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind verläßliche Aus

-

sagen zum voraussichtlichen Einsparpotential der in 
§ 

 

17 Abs. 4 a Satz 2 ff. des D-Markbilanzgesetzes 
(DMBilG) getroffenen Maßnahmen nicht möglich. 
Dies ist zum einen darauf zurückzuführen, daß die 
absolute Höhe der Altlastenrückstellungen infolge 
einer zwischenzeitlich durchgeführten Überprüfung 
der Unternehmen erheblich vermindert werden 
konnte. Zum anderen verläuft. die Freistellungspraxis 
der Umweltbehörden der Länder bislang so schlep-
pend, daß es noch nicht in nennenswertem Umfang 
zu einer Auflösung von Rückstellungen im Sinne der 
vorbezeichneten Bestimmung des DMBilG gekom-
men ist. So wurden bis zum 30. Juni 1995 bei insge-
samt 3 429 mit Altlastenverpflichtungen privatisier-
ten Unternehmen erst 12,9 % der Freistellungsanträ-
ge positiv beschieden; da in einer Vielzahl dieser 
Fälle gegen Nebenbestimmungen Widerspruch ein-
gelegt wurde, liegt ein bilanziell relevanter bestands-
kräftiger Freistellungsbescheid nur in einem Bruch-
teil der Fälle vor. Im Ergebnis dürften sich deshalb 
aus heutiger Sicht Einsparungen aus der einschlägi-
gen DMBilG-Novellierung nur in geringerem Um-
fang realisieren lassen als ursprünglich angenommen 
und ggf. erst später schrittweise wirksam werden. 

Im Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ist der 
Aufbau und die Nutzung des für bestimmte EU-Bei-
hilfen vorgeschriebenen sog. Integrie rten Verwal-
tungs- und Kontrollsystems (InVeKoS) weit fortge-
schritten. 

Das System ermöglicht eine erheblich verbesserte 
Überprüfung des Vorliegens der Anspruchsvoraus-
setzungen von Beihilfeempfängern. Es umfaßt insbe-
sondere 

- eine Datenbank auf einzelstaatlicher bzw. dezen-
traler Ebene, die insbesondere einen Kontrollab-
gleich gestattet. Durch die Aufnahme der  Daten 
aus allen mit Hilfe des Systems verwalteten Maß-
nahmen ist eine effektive Verwaltungskontrolle, 
die durch stichprobenweise durchgeführte Kon-
trollen vor Ort ergänzt wird, möglich; 

- ein System zur Identifizierung der landwirtschaft-
lichen Parzellen, das durch die technischen Mittel 
der Fernerkundung (Satellitenüberwachung) un-
terstützt werden kann, sowie 

- ein System zur Identifizierung und Erfassung von 
Tieren. 

Durch eine möglichst umfassende Einbeziehung 
agrarpolitischer Fördermaßnahmen in InVeKoS kann 
ein unberechtigter Leistungsbezug weitgehend aus-
geschlossen werden. Die stufenweise Installierung 
dieses sehr komplexen und aufwendigen Systems 
muß nach den Vorgaben der EU bis Ende 1995 abge-
schlossen sein und zunächst für EU-Maßnahmen zur 
Verfügung stehen. 

Die Nutzung dieses Systems ist aber auch für rein na

-

tionale oder national kofinanzierte Beihilfen schon 
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jetzt gut vorangekommen. Zwar ist der Nutzungs-
grad von Land zu Land nach wie vor sehr unter-
schiedlich. Doch haben inzwischen alle Bundeslän-
der zumindest eine Maßnahme in das System aufge-
nommen, wobei sogar 13 Länder InVeKoS auf mehr 
als eine Beihilfeart erstrecken. Überwiegend handelt 
es sich hierbei um den sog. soziostrukturellen Ein-
kommensausgleich und die Gasölbetriebsbeihilfe, 
die beide volumenmäßig sehr bedeutsam sind. 

Im Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sind Mög-
lichkeiten zu mißbräuchlichem Bezug von Kinder-
geld wirksam abgestellt worden. Zunächst war bei 
der Bundesanstalt für Arbeit ein Abgleichverfahren 
zwischen Kindergeldbestandsdatei und den Meldun-
gen der Sozialversicherung zur Beschäftigungsdatei 
eingeführt worden. Mit diesem Verfahren wurden 
Fälle überprüft, in denen Verdacht bestand, daß als 
in Berufsausbildung stehend geführte Kinder ihre 
Ausbildung schon beendet hatten und gleichwohl 
Kindergeld bzw. Kindergeldzuschlag weiterhin ge-
zahlt worden ist. Die mit der gesetzlichen Umsetzung 
des Spar-, Konsolidierungs- und Wachstumspro-
gramms der Bundesregierung eingeführte generelle 
Berücksichtigung von Einkommen der über 16 Jahre 
alten Kinder zum 1. Januar 1994 machte es erforder-
lich, daß das Ausbildungsende nunmehr in aus-
nahmslos allen Fällen überprüft wird. Am Ende einer 
Ausbildung bzw. eines jeden Ausbildungsabschnitts 
und bei Abbruch einer Ausbildung ist nochmals zu 
prüfen, ob das Kind in der Vergangenheit Einkünfte 
erzielt hat. Das gilt auch für Kinder in Hochschul- 
bzw. Fachhochschulausbildung. Das Datenab-
gleichsverfahren ist damit nicht mehr erforderlich. 
Mit der Einführung der neuen Prüfungen unterliegt 
die Kindergeldzahlung inzwischen einer lückenlosen 
Kontrolle der Anspruchsberechtigung. 

Nach Schätzungen entstehen in Deutschland durch 
Preisabsprachen und Korruption jährlich Schäden in 
enormer Höhe. In der polizeilichen Kriminalstatistik 
(PKS) sind 1994 erstmals Korruptionsdelikte geson-
dert ausgewiesen. Danach sind 1994 7 126 Strafta-
ten im Amt registriert worden. Hiervon entfielen 
2 757 Fälle auf Delikte der Bestechlichkeit und Be-
stechung, in 485 Fällen wurden Vorteilsannahme 
und Vorteilsgewährung festgestellt. Vielfach bestand 
ein enger Zusammenhang zur organisierten Krimina-
lität. Die Bekämpfung der Korruption bei öffentlichen 
Aufträgen muß daher in verschiedenen Ressortzu-
ständigkeiten übergreifenden Bereichen verstärkt 
werden. 

- Bei allen Behörden und ihren Teileinheiten, die öf-
fentliche Aufträge vorbereiten oder vergeben, ist 
eine Sensibilisierung für Korruptionsgefahren und 
mögliche -anfälligkeiten erforderlich. In dieser 
Hinsicht ist auch die Dienst- und Fachaufsicht zu 
verstärken. Die Entscheidung für ein Produkt oder 
Unternehmen ist nicht einem einzelnen Bedienste-
ten zu überlassen, sondern Vergabeentscheidun-
gen sind dem „Mehraugenprinzip" zu unterwer-
fen. Eine Rotation der Bediensteten ist bei jenen 
Sachgebieten anzustreben, die Beschaffungen für 
die Behörde vorbereiten oder durchführen, um 
Gefahren für wettbewerbsneutrale Entscheidun- 

gen auszuschließen; dabei darf der anscheinend 
unentbehrliche Spezialist nicht ausgenommen 
werden. 

- Wird ein Beamter wegen einer Straftat nach § 331 
StGB (Vorteilsgewährung) oder nach § 332 StGB 
(Bestechung) zu einer Freiheitsstrafe von minde-
stens einem Jahr verurteilt, endet das Beamtenver-
hältnis mit der Rechtskraft des Urteils. Zusätzlich 
wird angestrebt, durch eine Änderung der Bun-
desdisziplinarordnung (BDO) sicherzustellen, daß 
zwingend ein förmliches Disziplinarverfahren ein-
zuleiten ist, wenn ein Verdacht auf pflichtwidrige 
Annahme von Belohnung und Geschenken nicht 
zweifelsfrei ausgeräumt werden kann. 

- Es ist zu überlegen, wie an die Verurteilung der 
Personen, die Bestechungsgelder zahlen, in ihrer 
Wirkung den Disziplinarmaßnahmen vergleich-
bare Maßnahmen geknüpft werden können. Im 
Rahmen der Maßregeln der Besserung und Siche-
rung bietet das Strafgesetzbuch in § 70 die Mög-
lichkeit der Anordnung des Berufsverbots, ferner 
bietet § 35 der Gewerbeordnung die Möglichkeit 
der Gewerbeuntersagung wegen Unzuverlässig-
keit. Hier müssen die bestehenden Möglichkeiten 
entschiedener angewendet werden. 

- Ist Korruption entdeckt worden, können Unter-
nehmen nach § 7 VOL/A bzw. § 8 VOB/A von 
öffentlichen Aufträgen ausgeschlossen werden, 
wenn sie nachweislich eine schwere Verfehlung 
begangen haben, die ihre Zuverlässigkeit als Be-
werber in Frage stellt. Die Bundesregierung prüft 
z. Z., ob und inwieweit eine einheitliche Praxis des 
Ausschlusses von Unternehmen notwendig und 
möglich ist. 

- Zur Bekämpfung der Korruption enthält das Jah-
ressteuergesetz 1996 außerdem ein Abzugsverbot 
von Zuwendungen, wenn die Zuwendung straf- 
oder bußgeldbewehrt ist. Durch eine Mitteilungs-
pflicht der Finanzverwaltung bei im Rahmen 
des Besteuerungsverfahrens entstandenem Tatver-
dacht wird darüber hinaus eine Abschreckungs-
wirkung erzielt. 

- Eine Korruptionsbekämpfung über die Staatsgren-
zen hinweg bedarf eines international abgestimm-
ten Vorgehens. Die Bundesregierung wird sich 
deshalb auch auf internationaler Ebene für ent-
sprechende Regelungen einsetzen und konstruk-
tiv mitarbeiten (z. B. in entsprechenden Arbeits-
gruppen der OECD, des Europarates und des Ra-
tes der Europäischen Union). 

- Welche Änderungen des geltenden Strafrechts er-
forderlich sind, wird z. Z. von der Bundesregie-
rung geprüft. 

Mißbrauchsbekämpfung auf EU -Ebene 

Die Ursachen für den Mißbrauch im EG-Bereich lie-
gen in der Attraktivität der Subventionen und der 
Komplexität des EG-Rechts. Zu unterscheiden sind 
die Fälle von unbeabsichtigten Verstößen aus Un-
kenntnis oder gutem Glauben bis hin zum raffinier-
ten Betrug. 
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Der EG-Haushalt ist überwiegend ein Subventions-
haushalt, d. h. die Mittel fließen einzelnen Begün-
stigten zu. Die mifibräuchliche Inanspruchnahme 
von EG-Subventionen hat mittelbar Auswirkungen 
auf den Bundeshaushalt; 

Mißbrauch ist die Erwirkung von EG-Subventionen 
durch falsche Angaben über subventionserhebliche 
Tatsachen oder die Vorlage falscher oder gefälschter 
Dokumente. Ein erhöhtes Risiko mißbräuchlicher 
Zahlung von Subventionen besteht im Agrarbereich, 
auf den etwa 50 % der Zahlungen aus dem EG-Haus-
halt entfallen. Mißbrauch in Form der Inanspruch-
nahme ungerechtfertigter Vergünstigungen gibt es 
auch im Bereich der traditionellen Eigenmittel (Zölle 
und Abschöpfungen). 

Nach Angaben der Kommission wurden für das Jahr 
1994 von den Mitgliedstaaten unrechtmäßige Zah-
lungen (festgestellte Unregelmäßigkeiten) in einem 
Volumen von insgesamt 743 Mio. ECU (knapp 
1,5 Mrd. DM) gemeldet; dieser Betrag entspricht gut 
1 % der Gesamtausgaben der EG in diesem Jahr. Das 
tatsächliche Volumen von Unregelmäßigkeiten liegt 
mit Sicherheit höher. Bei Verlautbarungen über  Un-
regelmäßigkeiten in einer Größenordnung von 10 % 
bis 20 % der Gemeinschaftsausgaben handelt es sich 
jedoch um nicht belegbare Vermutungen. Auch ist 
zu berücksichtigen, daß die Meldungen der Mit-
gliedstaaten auch diejenigen Fälle einschließen, bei 
denen die Unregelmäßigkeit nicht in betrügerischer 
Absicht begangen wurde oder sich dieser Verdacht 

zumindest im weiteren Verwaltungs- oder Strafver-
fahren nicht bestätigt. 

Über die Notwendigkeit, Mißbrauch zu Lasten des 
Gemeinschaftshaushalts zu bekämpfen, besteht Ein-
vernehmen zwischen allen Organen der Gemein-
schaft. Der Rat (Wirtschafts- und Finanzminister so-
wie Justiz und Inneres) hat seine Entschlossenheit, 
Unregelmäßigkeiten und Betrug zu Lasten der Ge-
meinschaft zu bekämpfen, wiederholt nachdrücklich 
zum Ausdruck gebracht. 

Im Rahmen eines von der Kommission aufgestellten 
Programms zur verstärkten Betrugsbekämpfung sind 
eine Fülle von Maßnahmen getroffen worden. Sie 
zielen auf eine Vereinfachung der Gemeinschaftsvor-
schriften, eine verstärkte und möglichst einheitliche 
Kontrolle der Begünstigten in allen Mitgliedstaaten, 
eine verbesserte Zusammenarbeit bei der Aufdek-
kung und Verfolgung von Unregelmäßigkeiten und 
Betrug zwischen den Mitgliedstaaten und einer Min-
destharmonisierung der Rechtsvorschriften zum 
Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaft. 
Am 26. Juli 1995 hat z. B. der Rat (Justiz und Inneres) 
ein strafrechtliches „Übereinkommen über den 
Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen 
Gemeinschaft" beschlossen, das sich im wesentli-
chen auf Subventionsbetrügereien und Zollhinterzie-
hungen bezieht. Unter spanischer Präsidentschaft 
wird z. Z. ein Zusatzprotokoll vorbereitet, das Be-
stechungsdelikte einbeziehen soll. 
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III. Anpassung öffentlicher Leistungen 

Bundesministerium des Innern 

1. Effizienzsteigerung der öffentlichen 
Verwaltung 

Staatliches Handeln im normativen, administra-
tiven und gerichtlichen Bereich muß auf das not-
wendige Maß beschränkt werden. Dabei ist 
Grundgedanke, daß der Rechtsstaat effektiv sein 
muß, und nicht in Überreglementierung und 
Überperfektionierung ersticken darf, denn das 
führt letztlich zur Rechtsverweigerung und zu 
einer Gefährdung der wirtschaftlichen Dynamik 
und Innovationsfähigkeit. Der „Schlanke Staat" 
soll neue Freiräume für private Initiativen und 
Kreativität eröffnen. Es geht dabei um Deregulie-
rung, Abbau öffentlicher Aufgaben, Flexibilisie-
rung, Vereinfachung und Beschleunigung der 
Verfahren in allen Bereichen von Verwaltung 
und Rechtsprechung, um eine Reform des öffent-
lichen Dienstes und eine Modernisierung der Be-
hördenorganisation. Die Bundesregierung hat 
bereits eine Reihe von Initiativen ergriffen, um 
Überreglementierung und Bürokratisierung zu 
bekämpfen. 

Alle Arbeiten zum Thema „Schlanker Staat" 
sollen fachlich und politisch begleitet, gefördert 
und mit zusätzlichen Impulsen versehen wer-
den. Sie sollen schließlich - soweit erforderlich - 
zusammengeführt und gebündelt werden. Dies 
soll zur notwendigen Reform und Moderni-
sierung beitragen. Hierzu hat die Bundesregie-
rung beschlossen, einen „Sachverständigenrat 
Schlanker Staat" einzusetzen. Die konstituieren-
de Sitzung fand am 21. September 1995 statt. 
Aufgabe des Sachverständigenrats ist es, zur Be-
schleunigung der Arbeiten beizutragen, auf um-
setzbare Ergebnisse hinzuwirken und dabei ins-
besondere zu prüfen, ob auf den Gebieten der 
öffentlichen Verwaltung, des Haushaltsrechts, 
der Aufgabenkritik, der Privatisierung, der De-
regulierung, der Überprüfung von Standards, 
des Abbaus von Statistiken und der verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren zusätzliche Maß-
nahmen erforderlich sind, und dazu ggf. Vor-
schläge zu entwickeln. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, auch den 
Umzug nach Berlin zu einer deutlichen Ver-
schlankung oberster Bundesbehörden zu nut-
zen. 

Einsparvolumen 

Derzeit nicht quantifizierbar.  

2. Reform des öffentlichen Dienstes und stärkere 
Ausrichtung der Besoldung an Leistungs-
gesichtspunkten 

Die Bundesregierung hat ihren Bericht über die 
Fortentwicklung des öffentlichen Dienstrechts 
- Perspektivbericht - im Juli 1994 beschlossen. 
Der Referentenentwurf eines Gesetzes zur Re-
form des öffentlichen Dienstrechts ist im Oktober 
1995 an die Ressorts, die Länder und die Spitzen-
organisationen der Gewerkschaften des öffent-
lichen Dienstes versandt worden. Damit sollen 
die angestrebten Ziele einer Verbesserung des 
dienstrechtlichen Instrumentariums zügig umge-
setzt werden. 

Das Dienstrecht wird generell mehr als bisher ein 
differenziertes, flexibles und leistungsorientiertes 
Handeln im Personalbereich ermöglichen müs-
sen. Aus diesem Grunde sollen Abordnungen 
und Versetzungen erleichtert werden. Weiter 
geht es darum, daß Führungspositionen in der öf-
fentlichen Verwaltung optimal besetzt  werden. 

 Vor jeder Beförderung muß eine Erprobungszeit 
liegen, um die Eignung für einen höherbewerte-
ten Dienstposten zunächst in der höheren Funk-
tion tatsächlich festzustellen. Die führende Rolle 
des öffentlichen Dienstes bei der Teilzeitbeschäf-
tigung soll durch die Einführung einer vorausset-
zungslosen Antragsteilzeit weiter ausgebaut wer

-

den. 

Als erste Maßnahmen sollen Regelungen im Hin-
blick auf das Problem der Frühpensionierungen, 
z. B. die Anhebung der Antragsaltersgrenze, die 
Verschärfung des Grundsatzes „Rehabilitation 
vor Versorgung" und das Vorziehen des Versor-
gungsabschlages, den absehbaren starken An-
stieg der Versorgungslasten mindern. 

Die im Perspektivbericht enthaltenen Vorschläge 
zur Modernisierung des Besoldungsrechts sind in 
den Grundzügen mit den Ländern bereits abge-
stimmt. Ziel sind stärker leistungsorientierte und 
flexiblere Besoldungsregelungen, mit denen 
überdurchschnittliche Leistungen besonders ho-
noriert werden können. Dazu gehören die Ein-
führung von Leistungszulagen und Leistungsprä-
mien und die Neugestaltung der Grundgehalts-
tabelle. Im Ergebnis sollen alle besoldungsrecht-
lichen Maßnahmen mittelfristig kostenneutral 
sein. 

Einsparvolumen 

Noch nicht quantifizierbar. Einsparungen sind 
mittelfristig dadurch erreichbar, daß die Lei-
stungsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung ver-
bessert wird, d. h. daß die vorhandenen Ressour-
cen effektiver genutzt werden. 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode Drucksache 13/3412 

3. Vereinheitlichung und Fortentwicklung 
des Verwaltungsverfahrensrechts 

Aufgrund des Beschlusses der Bundesregierung 
vom 13. Juli 1993 sind die Bundesminister aufge-
fordert, Maßnahmen zu ergreifen, um eine weit-
gehende Vereinheitlichung des Verwaltungsver-
fahrensrechts zu verwirklichen. Vor diesem Hin-
tergrund wurde geprüft, 

a) wo Möglichkeiten bestehen, das Sonderver-
waltungsverfahrensrecht zurückzuführen und 
in das Verwaltungsverfahrensrecht zu inte-
grieren, 

b) ob das Verwaltungsverfahrensgesetz um Be-
schleunigungsmöglichkeiten anhand der Er-
fahrungen, die mit den gesetzgeberischen 
Maßnahmen zur Beschleunigung verschiede-
ner Planungs- und Genehmigungsverfahren 
z. Z. gemacht werden, ergänzbar ist. 

Zu a) ist die „Unabhängige Kommission für 
Rechts- und Verwaltungsvereinfachung des Bun-
des" gebeten worden, zu prüfen, ob und inwie-
weit die Effizienz der öffentlichen Verwaltung 
durch Bereinigung des Verwaltungsverfahrens-
rechts verbessert werden kann. Die Kommission 
hat an 17 Gemeinden und Kreise einen Fragebo-
gen verschickt, mit dem insbesondere untersucht 
werden sollte, ob die gleichzeitige Anwendung 
vom allgemeinen Verwaltungsverfahrensrecht 
und verwaltungsverfahrensrechtlichen Sonder-
vorschriften zu einer größeren Fehlerhäufigkeit, 
zu erhöhter Einarbeitungszeit sowie zu mangeln-
der Flexibilität beim Einsatz der Mitarbeiter 
führt. 

Als Ergebnis der Untersuchung hat die Unabhän-
gige Kommission ihre Auffassung bekräftigt, daß 
Sonderverwaltungsverfahrensrecht nur geschaf-
fen werden sollte, wenn dies zwingend erforder-
lich ist. 

Zu b) hatte das Kabinett Anfang 1994 im Rahmen 
des „Aktionsprogramms für mehr Wachstum und 
Beschäftigung" die Einsetzung einer „Unabhän-
gigen Expertenkommission Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren" beschlossen. Diese Kom-
mission (sog. Schlichter-Kommission) hatte Ende 
1994 ihre Vorschläge zur Beschleunigung von 
Planungs- und Genehmigungsverfahren vorge-
legt. Diese sehen u. a. für das Verwaltungsver-
fahrensgesetz eine Reihe von Beratungs-, Aus-
kunfts- und Beschleunigungsregelungen vor. 
Eine Arbeitsgruppe aus Koalitionsabgeordneten 
und den betroffenen Ressorts hat die Vorschläge 
der Expertenkommission überwiegend positiv 
bewertet und dem Kabinett Ende Juni 1995 Eck-
werte für das anschließende Gesetzgebungsver-
fahren unterbreitet. In den betroffenen Ressorts 
haben die Vorarbeiten zur Erstellung entspre-
chender Gesetzentwürfe bereits begonnen. 

Einsparvolumen 

Nicht quantifizierbar. Durch die Verbesserung 
der Leistungsfähigkeit der öffentlichen Verwal- 

tung und die Verkürzung von Genehmigungsver-
fahren dürfte die Nutzung der vorhandenen Res-
sourcen verbessert werden, so daß mittelfristig 
Einsparungen erzielt werden können. 

4. Überprüfung ausländerrechtlicher Gebühren 

Bei den ausländerrechtlichen Gebühren, die rela-
tiv niedrig und nicht kostendeckend sind, ist zu 
unterscheiden zwischen den Gebühren für die 
Erteilung von Paß- und Sichtvermerken im Be-
reich der Auslandsvertretungen des Bundes und 
den übrigen ausländerrechtlichen Gebühren, die 
im Inland erhoben werden. 

Mit dem Inkraftsetzen des Schengener Durch-
führungsübereinkommens werden durch die 
Schengener Vertragsstaaten einheitliche Visa 
- gültig für das Territorium aller Schengen-
Staaten - erteilt. Mit einem Visum werden Dritt-
ausländer auf diese Weise in alle Schengen-
Staaten reisen können. 

Der Schengener Exekutivausschuß hatte am 
21. November 1994 in Heidelberg den Gebüh-
renrahmen für die Erteilung einheitlicher Visa 
nach dem Schengener Durchführungsüberein-
kommen beschlossen. Diese Gebühren liegen 
über denen, die in der Bundesrepublik Deutsch-
land für nationale Visa gefordert werden. Daher 
sind Mehreinnahmen durch die Erteilung der 
Schengen-Visa zu erwarten. 

In diesem Zusammenhang sind einige Änderun-
gen nationaler Vorschriften erforderlich. Aus die-
sem Grund soll ein Gesetzentwurf eingebracht 
werden, der die Bundesregierung durch Rechts-
verordnung ermächtigt, für die Erteilung von 
Schengen-Visa höhere Gebühren zu verlangen. 
Der Entwurf wird z. Z. vorbereitet. 

Einsparvolumen 

Auf der Grundlage der angestrebten Regelung 
sind Mehreinnahmen von jährlich 30 Mio. DM 
zu erwarten (grobe Schätzung). 

5. Streichung des Winterzusatzurlaubs 
für Beamte der Deutschen Post AG 
und der Deutschen Bahn AG 

Im Betriebsdienst der Deutschen Bahn AG und 
der Deutschen Bundespost erhielten Beamte, die 
aus zwingenden dienstlichen Gründen ihren Ur-
laub in der Zeit vom 1. November bis 31. März 
nahmen, einen Zusatzurlaub von bis zu fünf 
Arbeitstagen. Diese Regelung stammte aus den 
20er Jahren, als der den Beamten zustehende Er-
holungsurlaub ca. zwei Wochen betrug. Bei der 
heute erreichten Dauer des Erholungsurlaubs auf 
jetzt mehr als fünf Wochen (meist sechs Wochen) 
ist der Winterzusatzurlaub als Personalsteue-
rungsmittel nicht mehr erforderlich. 

Der Winterzusatzurlaub infolge der Streichung 
des § 13 der Erholungsurlaubsverordnung durch 
Artikel 2 Nr. 3 der Zweiten Verordnung zur Än- 
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derung mutterschutz- und urlaubsrechtlicher 
Vorschriften vom 25. November 1994 entfallen. 

Einsparvolumen 

30,5 Mio. DM pro Jahr, die nach der Postneuord-
nung nur teilweise dem Bund zugute kommen. 

6. Fortsetzung des Personalabbaus 
in den Verwaltungen der neuen Länder 

Der Personalbestand im öffentlichen Bereich in 
den neuen Ländern liegt immer noch erheblich 
über dem Niveau in den alten Ländern. Im Eini-
gungsvertrag waren zunächst bef ristet Möglich-
keiten zur erleichterten Bedarfskündigung vor-
gesehen. Ein Gesetzentwurf des Bundesrates in 
der letzten Legislaturperiode sah Maßnahmen 
vor, die den weiteren Personalabbau in den Ver-
waltungen der Länder und Kommunen in den 
neuen Bundesländern erleichtern sollten. Der 
Gesetzentwurf des Bundesrates, der dazu eine 
Ergänzung des § 1 des Kündigungsschutzgesetzes 
beinhaltete, hat sich mit dem Ende der 12. Legis-
laturperiode des Deutschen Bundestages auf-
grund des Diskontinuitätsgrundsatzes erledigt. 
Eine erneute Gesetzesinitiative wurde bisher 
nicht ergriffen. 

Einsparvolumen 

Erhebliches Einsparvolumen bei Rückführung 
des Personalbestandes auf ein in den alten Län-
dern übliches Niveau. 

7. Kostensenkung und Standardisierung 
für den Einsatz der Informationstechnik (IT) 
in der Bundesverwaltung 

Mit dem Wandel der Industriegesellschaft zur 
Informations- und Kommunikationsgesellschaft 
sind vielfältige Herausforderungen verbunden. 
Die Bundesverwaltung ist aufgefordert, dazu 
eine angemessene IT-Strategie zu entwickeln. 

Rationalisierung durch Informationstechnik 

Die IT muß weiterhin als wirksames Rationalisie-
rungsinstrument in der Bundesverwaltung ein-
gesetzt werden. Dabei sind für eine effiziente 
Techniknutzung auch tradierte Arbeitsprozesse 
neu zu gestalten. Daneben bedarf es für die effi-
ziente Nutzung von IT insbesondere bei Füh-
rungskräften einer Vermittlung von Kenntnissen 
hinsichtlich der Wirkungsmöglichkeiten dieser 
Technik, einer Verbesserung ihrer Akzeptanz 
und eines Abbaus der Vorbehalte, an IT-unter-
stützten Verwaltungsprozessen selbst teilzuneh-
men. Davon ausgehend sind dann bedarfsorien-
tiert und nach Wirtschaftlichkeitsgesichtspunk-
ten die folgenden Ziele umzusetzen: 

- Auf der Grundlage eines bedarfsdeckenden 
Ausbaus der IT innerhalb der Verwaltung sind 
Arbeitsabläufe zunehmend zu automatisieren, 
Informationen elektronisch bereitzustellen und 

dabei elektronische Archive (Registraturen) 
mit Priorität einzuführen, 

- für einen Informationsverbund der Bundesver-
waltung ist eine leistungsfähige und zukunfts-
sichere Kommunikationsbasis zu errichten und 
dazu ggf. der Informationsverbund Berlin 
Bonn (IVBB) auszubauen, 

- der Verwaltung ist das Angebot der neuen In-
formationsmärkte zu erschließen, 

- und sie hat selbst auf diesen Märkten als Infor-
mationsanbieter aufzutreten. 

Wirtschaftlichkeit des Informationstechnik -
Einsatzes 

Der weitere Ausbau der Informationstechnik er-
folgt - angesichts der angespannten Haushalts-
situation - nach den Grundsätzen: 

- die Wirtschaftlichkeit durch gemeinsame 
Ressourcennutzung, ggf. durch übergreifende 
Auslagerung und Zusammenfassung von 
Aufgabenbereichen sowie durch Standardisie-
rung der eingesetzten Technik zu verbessern 
und 

- die Wirksamkeit des Informationsverbunds in 
den Ressorts und ressortübergreifend durch 
organisatorische Vereinbarungen und Rege-
lungen sicherzustellen. 

Die bedarfsdeckende Ausstattung mit IT erfor-
dert zusätzliches kompetentes Fachpersonal. An-
dererseits können die Rationalisierungseffekte 
durch den fortschreitenden Einsatz der IT auch 
zu einer Freisetzung von Personal führen. Diese 
Stellen können den Mehrbedarf an IT-Fachper-
sonal nach entsprechenden Qualifizierungsmaß-
nahmen teilweise kompensieren. Im übrigen 
sind Einsparungen haushaltswirksam abzu-
schöpfen, sobald der Bedarf an IT-Fachpersonal 
gedeckt ist. 

Maßnahmen 

a) Durch Reduzierung und Vereinfachung der 
Regelungen zur Gestaltung und Abstimmung 
der IT-Planungen der Bundesbehörden wird 
der diesbezügliche Aufwand deutlich verrin-
gert. 

b) Bei anstehenden Verfahrensentwicklungen 
und -beschaffungen gibt es Bestrebungen, 
ressortübergreifend vorzugehen bzw. die 
Nachfrage nach Informationstechnik zu bün-
deln, um Mehrfachentwicklungen zu vermei-
den bzw. in den Genuß eines möglichst hohen 
Mengenrabatts zu gelangen. Die gemeinsame 
Verfahrensentwicklung soll dabei jeweils 
einem federführenden Resso rt  übertragen 
werden. Gegen diese Vorgehensweise be-
stehen aber noch mittelstands-, wettbewerbs- 
und vergabepolitische Bedenken, deren Prü-
fung noch nicht abgeschlossen ist. 
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c) Die Koordinierungs- und Beratungsstelle der 
Bundesregierung für die Informationstechnik in 
der Bundesverwaltung (KBSt) prüft die Zuläs-
sigkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit 
von Outsourcingmaßnahmen im Bereich des 
Einsatzes der IT bei Bundesbehörden. Sie wird 
hierfür ggf. ein Interessenbekundungsverfah-
ren (VV zu § 7 BHO) durchführen, um p rivaten 
Anbietern die Gelegenheit zur Darstellung 
ihrer Möglichkeiten zu geben. 

d) Es werden Kennzahlen für die Bemessung 
von IT-Fachpersonal erarbeitet, die auch dazu 
dienen, Personalmehrbedarf, den der Informa-
tionsverbund Berlin Bonn bedingt, einheitlich 
abzuschätzen und in die Haushaltsplanungen 
und -aufstellungen einzubringen. 

Einsparvolumen 

Zu a) 

Die Reduzierung des Arbeitsaufwands liegt vor-
aussichtlich bei bis zu einem halben Personen-
jahr pro Jahr und Behörde. 

Zu b) 

Allein durch Koordinierung der Beschaffungen 
von Standardsoftware konnten seit Beginn der 
Maßnahme im April 1993 nach Angaben des 
Bundesministeriums der Finanzen über 17 Mio. 
DM eingespart werden. 

Weitere Einsparungen können derzeit nicht be-
ziffert werden. 

8. Überprüfung der Reisekostenerstattung 
auf Einsparmöglichkeiten 

Im Hinblick auf die Konsolidierungserfordernisse 
waren die Leistungen nach dem Bundesreise-
kostengesetz (BRKG) zu überprüfen. Gefragt 
war, ob im Rahmen einer Novellierung des BRKG 
die Differenzierung nach Besoldungsgruppen 
aufzuheben ist, insbesondere die Erstattung der 
Fahrkosten bei Benutzung regelmäßig verkeh-
render Beförderungsmittel nur noch in Höhe der 
zweiten Klasse vorgesehen werden soll. 

Die weitere Prüfung hat zu folgendem Ergebnis 
geführt: 

a) Die heute nicht mehr zeitgemäße Differenzie-
rung nach Besoldungsgruppen soll aufgege-
ben werden. Nach Darlegung des tatsächli-
chen Dienstreiseaufkommens durch die ober-
sten Bundesbehörden und der anschließenden 
Auswertung müßte im Vergleich zur jetzigen 
Reisekostenstufe C bei voller Kostenneutrali-
tät das Tagegeld durchgängig niedriger fest-
gesetzt werden. 

Es wird derzeit geprüft, durch welche Maß-
nahmen eine aufgrund der durch das Jahres-
steuergesetz 1996 abgesenkten steuerlichen 
Pauschalen für Verpflegungsmehraufwendun-
gen möglicherweise entstehende Steuerpflicht 
für aus öffentlichen Kassen gewährte Reise-
kostenvergütungen vermieden werden kann. 

b) Hinsichtlich der Erstattung der Fahrkosten 
nur in Höhe der zweiten Klasse ist nach Auf-
fassung der obersten Bundesbehörden die 
derzeitige Differenzierung (ab Besoldungs

-

gruppe A 8 Fahrkostenerstattung für das Be-
nutzen der ersten Klasse) weiterhin sachge-
recht (insbesondere wegen Nutzung der Rei-
sezeit für die Vor- und Nachbereitung von 
Dienstgeschäften). Eine Einzelfallprüfung 
wäre nach Mitteilung der Ressorts erheblich 
verwaltungsaufwendig; außerdem wäre zu er-
warten, daß aufgrund von Ausnahmeregelun-
gen ein hoher prozentualer Anteil von Dienst-
reisen weiterhin in der ersten Klasse durchge-
führt werden müßte. 

c) Für das Zurücklegen von Strecken mit dem 
Fahrrad oder zu Fuß wird die Zahlung der 
Wegstreckenentschädigung auch innerhalb 
der Gemeindegrenzen eröffnet (Änderung des 
§ 6 Abs. 5 BRKG). 

d) Kürzung des Tagegeldes auch hinsichtlich der 
Mahlzeiten bei Empfängen oder anderen ge-
sellschaftlichen Veranstaltungen (Änderung 
des § 12 Abs. 1 BRKG). 

Einsparvolumen 

Einerseits geringfügige, derzeit nicht beziffer-
bare Einsparungen durch Kürzung des Tagegel-
des, denen andererseits im Falle der längst über-
fälligen Anpassung der Tagegeldsätze Mehr-
kosten gegenüberstehen. 

9. Veränderung der Förderung 
von Kultureinrichtungen 

Der Bund trägt z. Z. etwa 5 % bis 7 % der Kultur-
ausgaben der öffentlichen Hand. Da aufgrund 
der gegenwärtigen Finanzlage die Fördermittel 
des Bundes mittelfristig plafondiert sind, soll im 
Ausgleich den Kultureinrichtungen die Möglich-
keit zur selbständigeren Führung gegeben und 
die private Kulturförderung verstärkt werden. 

Die Zuweisung von Haushaltsmitteln für Ausstel-
lungen und Erwerbungen zur Selbstbewirtschaf-
tung ist 1995 bei der Stiftung Preußischer Kultur-
besitz, beim Haus der Geschichte, bei der Kunst-
und Ausstellungshalle, beim Deutschen Histori-
schen Museum und der Kulturstiftung der Län-
der eingeführt worden. 1996 ist die Zuweisung 
von Mitteln zur Selbstbewirtschaftung für die 
Bayreuther Festspiele und die Kulturstadt Wei-
mar vorgesehen. Wegen der Kürze der Zeit lie-
gen gegenwärtig noch keine Erfahrungen vor. 

Im Steuerrecht ist beabsichtigt, das Spenden-
recht zu vereinfachen und zu vereinheitlichen so-
wie durch eine Verwaltungsanweisung für mehr 
Rechtsklarheit auf dem Gebiet der steuerlichen Be-
rücksichtigung von Sponsorengeldern zu sorgen. 

Einsparvolumen 

Die beschriebenen Maßnahmen tragen dazu bei, 
daß das Ziel der mittelfristigen Plafondierung der 
Kulturausgaben des Bundes eingehalten wird. 
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10. Neukonzeption des Zivilschutzes 

Der Zivilschutz ist sowohl hinsichtlich Struktur, 
Inhalt und Umfang seiner Aufgaben als auch hin-
sichtlich der Behördenorganisation unter Bedin-
gungen konzipiert worden, die heute nicht mehr 
gelten. 

Die Bundesregierung hat deshalb mit dem Be-
richt zur zivilen Verteidigung an Innen- und 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
vom 27. Juni 1995 ein Konzept zur Neuordnung 
des Zivilschutzes vorgelegt. 

Die Erweiterung des Katastrophenschutzes für 
Zivilschutzzwecke wird künftig auf den Struktu-
ren der Gefahrenabwehr der Kommunen und der 
Katastrophenschutzorganisation in den Ländern 
aufgebaut. Der Bund gibt keine bundeseinheitli-
chen Strukturen für den Verteidigungsfall mehr 
vor. Damit entfällt die bisherige Aufteilung der 
Erweiterung des Katastrophenschutzes in vertei-
digungsfallspezifische Fachdienste. Der Bund 
konzentriert seine Leistungen auf zusätzliche 
Ausstattung und Ausbildung in den Aufgaben-
bereichen Brandschutz, Sanitätswesen, Betreu-
ung, ABC-Schutz. Die Bundesanstalt Techni-
sches Hilfswerk (THW) leistet „Technische Hilfe 
im Zivilschutz". Ihre Einheiten nehmen die 
Schwerpunktaufgabe „Bergung" wahr und ver-
stärken dadurch den vom Bund ergänzten Kata-
strophenschutz der Länder und Kommunen bei 
der Wahrnehmung von Zivilschutzaufgaben. Der 
bisher eigenständige Fachdienst „ Instandset-
zung" wird als Komponente in den Aufgabenbe-
reich „Bergung" integriert. Die Aufbauorganisa-
tion des THW wird gestrafft. 

Die Finanzierung der Katastrophenschutzschulen 
und -zentralwerkstätten der Länder wird schritt-
weise eingestellt. Die zivilschutzbezogene Aus-
bildung wird gegen Kostenbeteiligung von den 
Hilfsorganisationen durchgeführt. Wartung und 
Instandsetzung der Ausstattung erfolgen grund-
sätzlich durch die Privatwirtschaft. 

- Die Warnung der Bevölkerung im Verteidi-
gungsfall wird neu strukturiert. 

- Der Bundesverband für den Selbstschutz wird 
aufgelöst. 

- Hilfskrankenhäuser werden nicht mehr ge-
baut. Die Sanitätsmittelbevorratung wird auf-
gegeben. 

- Die finanzielle Förderung des Baues von öf-
fentlichen Schutzräumen wird eingestellt. 

- Für den Einsatz der Zivilschutzhubschrauber 
in der Luftrettung verlangt das Bundesministe-
rium des Innern von den Ländern volle Kosten-
erstattung. 

- Die Zivilschutzorganisation wird wesentlich 
gestrafft. 

Eckpfeiler des Hilfeleistungssystems ist nach wie 
vor das ehrenamtliche Engagement der Bürger in 
den im Katastrophenschutz tätigen Hilfsorgani-
sationen, den freiwilligen Feuerwehren und dem 

Technischen Hilfswerk. Dieses ist unverzichtbar 
und bedarf in besonderer Weise der Anerken-
nung und Förderung. Ohne das ehrenamtliche 
Engagement der freiwilligen Helfer wäre der 
Zivil- und Katastrophenschutz nicht finanzierbar. 

Das Bundesministerium des Innern hat mit der 
Umsetzung der Neuordnung begonnen. Sie soll 
1998/99 abgeschlossen sein. Der entsprechende 
Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Zi-
vilschutzes befindet sich in der Abstimmung. 

Einsparvolumen 

Im Jahre 1995 werden für den Zivilschutz 
310 Mio. DM weniger als noch 1992 ausgegeben. 
Im Zeitraum 1993 bis 1995 wurden bereits ins-
gesamt rd. 700 Mio. DM eingespart. 

11. Anpassungen im Bereich 
des Bundesgrenzschutzes (BGS) 

a) Anpassung bei Sonderleistungen im Bereich 
des BGS 

Eine Anpassung erfolgt in den Bereichen B e

-

treuung in der Freizeit und Bekleidung. 

So werden die Betreuungsmaßnahmen für Po-
lizeivollzugsbeamte des BGS in der Freizeit 
für das Haushaltsjahr 1995 und den Finanz-
planungszeitraum bis 1998 aus fürsorgerecht-
lichen Gründen nur noch für Polizeivollzugs-
beamte in den Ausbildungsabteilungen und 
in den Unterkunftsbereichen für Grenzüber-
wachungskräfte gewährt. 

Durch eine Arbeitsgruppe wird eine Konzep-
tion für die Bekleidungswirtschaft (Prüfung 
der Zusammenlegung von Bekleidungskam-
mern und des Wegfalls von Bekleidungsaus-
stattung) erarbeitet, die mit den zu beteiligen-
den Stellen abgestimmt wird. Das neue Kon-
zept wird im Jahre 1996 vorgelegt. 

Einsparvolumen 

Einsparungen können erst nach Einigung 
über die Konzeption abgeschätzt werden. 

b) Reduzierung der Personalkosten beim BGS 
durch Auftragsvergabe an Dritte 

Eine Reduzierung der Personalkosten kann 
durch Aufgabenübertragung an Private (z. B. 
Gebäudereinigung, Pflege der Außenanlagen, 
Werkstattleistungen, Kfz-Betankungen) er-
reicht werden. 

Es wird gegenwärtig geprüft, inwieweit Auf-
gaben/Funktionen im Vollzugsbereich durch 
ziviles Verwaltungspersonal übernommen 
bzw. durch Private erledigt werden können, 
um Polizeivollzugsbeamte für andere Aufga-
ben freizusetzen. Entsprechende Organisa-
tions- und Wirtschaftlichkeitsüberprüfungen 
wurden eingeleitet. Erste Ergebnisse sind 
Ende 1996 zu erwarten. 
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Einsparvolumen 

Einsparungen können insgesamt erst beziffert 
werden, wenn die konkreten Ergebnisse der 
Überprüfungen vorliegen. 

c) Wegfall der stationären Krankenabteilungen 
beim BGS 

Da ausreichend Krankenhäuser in Standort-
nähe zur Verfügung stehen, ist ein Bedarf für 
stationäre Krankenabteilungen des BGS nicht 
mehr gegeben. Im Raumprogramm sind daher 
stationäre Krankenabteilungen nicht mehr 
vorgesehen und werden bei Grundinstandset-
zungen und Neubaumaßnahmen nicht mehr 
berücksichtigt. In den Sanitätsbereichen sind 
nur noch aus medizinischen Gründen Kapazi-
täten zur Notfallvorsorge geplant. 

Einsparvolumen 

Mittelfristig ca. 1,2 Mio. DM pro Jahr. 

d) Einsparungen bei Speise-
und Aufenthaltsräumen beim BGS 

Da es nicht mehr zeitgemäß ist, getrennte 
Speise- und Aufenthaltsräume für unter-
schiedliche Laufbahngruppen im BGS vorzu-
halten, soll die Trennung zukünftig beseitigt 
werden. In den vorhandenen Speiseräumen 
wird Selbstbedienung eingeführt. 

Bei Neubau- und Grundinstandsetzungsmaß-
nahmen von Wirtschaftsgebäuden sind keine 
getrennten Speise- und Aufenthaltsräume 
mehr vorgesehen. Die entsprechenden Raum-
programme wurden dahin gehend überarbei

-

tet. Außerdem wird geprüft, ob durch Einglie-
derung der bisherigen Grenzschutzküchen in 
den Kantinenbereich weitere Einsparungen 
erzielt werden können. 

Einsparvolumen  

Insgesamt sind bei Durchführung des Kon-
zepts mittelfristig Einsparungen in Höhe von 
rd. 15 Mio. DM pro Jahr zu erwarten. 

e) Verwaltungsvereinfachung beim BGS 

Anpassungsvorschlag 

Rationalisierung im Zusammenhang mit 
Pachtverträgen des BGS. 

Begründung 

Im Zusammenhang mit der Übernahme bahn-
polizeilicher Aufgaben durch den BGS war 
eine große Anzahl von Liegenschaften der 
Bahn AG anzumieten. Im Zuge der Verwal-
tungsvereinfachung soll ab 1. Januar 1996 
eine Pauschalierung der Mietpreise (nach 
Ortsgrößenklassen) für Gebäude, Räume und 

Flächen der Bahnpolizei mit der Bahn AG ver-
einbart und für drei Jahre festgeschrieben 
werden. Dabei wird die bisher in der Bundes-
verwaltung übliche monatliche Zahlungs-
. weise der Mieten für alle vom BGS gemieteten 
Liegenschaften der Bahn AG auf eine Einmal-
zahlung - jeweils zum 1. Juli eines Jahres - 
umgestellt. Damit werden künftig Tausende 
von Verhandlungs- und Bearbeitungsvorgän-
gen entbehrlich, mit entsprechender Entla-
stung des Personals und Einspareffekten. 

Einsparvolumen 

Durch derartige Rationalisierungsmaßnahmen 
kann Personal eingespart bzw. für andere Auf-
gaben eingesetzt werden. 

12. Reduktion der Bundesstatistik 
auf das absolut Notwendige 

Im Rahmen der Zielsetzung „Verwaltung straf-
fen " sieht die Koalitionsvereinbarung vom No-
vember 1994 vor, daß staatliche Statistiken auf 
das absolut Notwendige reduziert werden. Der 
Bundesminister des Innern hat dem Kabinett 
hierzu einen Bericht vorgelegt. Dementspre-
chend hat das Kabinett am 4. April 1995 den er-
weiterten Abteilungsleiterausschuß Statistik be-
auftragt, das Programm der Bundesstatistik zu 
überprüfen und Vorschläge zur Reduzierung der 
amtlichen Statistik zu erarbeiten. Dieses Gre-
mium setzt sich aus Vertretern der Bundes- und 
Länderressorts sowie Statistiknutzern aus dem 
Bereich der Wirtschaft zusammen. 

In diesen Auftrag wurde das aufgrund eines Be-
schlusses des Interministeriellen Ausschusses für 
Koordinierung und Rationalisierung der Statistik 
vom 13. Dezember 1993 begonnene Überprü-
fungsprogramm einbezogen. Die Arbeiten stehen 
kurz vor dem Abschluß. 

Einsparvolumen 

Das mögliche Einsparvolumen kann erst nach 
Abschluß der Überprüfung abgeschätzt werden. 

13. Neugestaltung der Kostenerstattung 
von Bundestags- und Europawahlen 
an Lander und Gemeinden 

Nach § 50 Abs. 1 des Bundeswahlgesetzes (BWG) 
erstattet der Bund den Ländern zugleich für ihre 
Gemeinden (Gemeindeverbände) die durch die 
Wahl veranlaßten notwendigen Ausgaben durch 
einen festen, nach Gemeindegrößen abgestuften 
Betrag je Wahlberechtigten. Dabei wird zwischen 
drei Gemeindegrößenklassen differenziert: 

Gemeindegruppe I: 
Gemeinden bis 25 000 Einwohner 

Gemeindegruppe II: 
Gemeinden über 25 000 bis 100 000 Einwohner 

Gemeindegruppe III: 
Gemeinden über 100 000 Einwohner 
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Für die Gemeinden der Gemeindegrößenklas-
sen II und III wird ein jeweils über dem der Ge-
meindegrößenklasse liegender Betrag gezahlt. 

Es ist geplant, die Gemeindegrößenklassen zu 
streichen. Der Entwurf einer Änderung des Bun-
deswahlgesetzes wird voraussichtlich im Früh-
jahr 1996 vorgelegt werden. 

Die Differenzierung in der Höhe der Beträge 
nach Gemeindegrößenklassen wird damit be-
gründet, daß die Wahlkosten je Wahlberechtig-
ten mit der Größe der Gemeinde wüchsen. Diese 
Begründung ist nicht ohne weiteres überzeu-
gend. Es ist nicht ersichtlich, warum die Höhe 
der für die Durchführung der Bundestagswahl 
pro Wahlberechtigten angefallenen Kosten ab-
hängig sein soll von der Bevölkerungszahl der 
Gemeinde. 

Außerdem findet die Berechnung des Erstat-
tungsbetrages je Wahlberechtigten für die Ge-
meindegrößenklasse I auf der Grundlage der ins

-

gesamten - auch in den Gemeindegrößenklas-
sen II und III - entstandenen Wahlkosten statt. 

Hinsichtlich des Gesetzes über den Länder-
finanzausgleich, das ebenfalls Gemeindegrößen-
klassen enthält, ist der Gesetzgeber mittlerweile 
vom Bundesverfassungsgericht zur Überprüfung 
der Annahme einer mit wachsender Gemeinde-
größe überproportionalen Kostensteigerung bei 
der Aufgabenerledigung aufgerufen worden, da 
auch das Gericht Zweifel an der Richtigkeit die-
ser Annahme hat. 

Einsparvolumen 

Das Einsparvolumen ist abhängig von den gel-
tend gemachten Wahlkosten der Länder. Durch 
die Streichung der Gemeindegrößenklassen hät-
ten auf der Grundlage der Berechnung der Wahl-
kosten anläßlich der Wahl zum 12. Deutschen 
Bundestag am 2. Dezember 1990 rd. 8 Mio. DM 
eingespart werden können. 

14. Privatisierung der Fluggastkontrollen 

Die Fluggastkontrollen werden in der Folge des 
Gesetzes zur Übertragung der Aufgaben der 
Bahnpolizei und der Luftsicherheit auf den Bun-
desgrenzschutz vom 31. Januar 1992 auf zwölf 
Flughäfen in bundeseigener Verwaltung z. T. mit 
Kräften des BGS, z. T. mit Hilfe p rivater Sicher-
heitsunternehmen ausgeführt. 

Die Kosten der Fluggastkontrollen, die durch Er-
hebung der Luftsicherheitsgebühr auf die Teil-
nehmer am Luftverkehr abgewälzt werden, kön-
nen durch Heranziehung P rivater zur Durchfüh-
rung der Fluggastkontrollen unter Umständen 
gesenkt werden oder zumindest über einen län-
geren Zeitraum stabil gehalten werden. Der fach-
lich zu fordernde Qualitäts- und Sicherheitsstan-
dard kann durch vertragliche Abreden und Be-
aufsichtigung durch den BGS bei der Aufgaben-
wahrnehmung gewährleistet und durchgesetzt 
werden. Rechtlich ist die Beauftragung von Pri-
vatunternehmen mit dieser Aufgabe zulässig. 

Es ist beabsichtigt, die Privatisierung der Flug-
gastkontrolle zum 1. Januar 1996 umzusetzen. 
Hierbei handelt es sich zunächst um eine Teilpri-
vatisierung, und zwar auf den Flughäfen Ham-
burg, Hannover, Bremen, Dresden, Leipzig/ 
Halle, Erfurt, Stuttgart und dem Verkehrslande-
platz Kassel/Calden. 

Auf diesen Flughäfen soll das Personal des BGS 
schrittweise und im Rahmen der natürlichen 
Fluktuation (z. B. Ruhestand, Ausscheiden aus 
Krankheitsgründen) sozialverträglich durch Pri-
vate ersetzt werden. 

Einsparvolumen 

Das Einsparvolumen hängt vom Tempo der Pri-
vatisierung ab; für Hamburg allein sind im ersten 
Schritt bereits ca. 5 Mio. DM/Jahr zu erwarten. 

Bundesministerium der Finanzen 

15. Anwendung strengerer Kriterien 
für die Gewährung steuerfreier 
Aufwandsentschädigungen 

Nach § 3 Nr. 12 Satz 1 des Einkommensteuerge-
setzes werden aus einer Bundes- oder Landes-
kasse gezahlte Bezüge steuerfrei gestellt, wenn 
sie im Haushaltsplan des Bundes oder eines Lan-
des als Aufwandsentschädigung ausgewiesen 
werden oder entweder in einem Bundesgesetz 
und in einer auf bundesgesetzlicher oder landes-
gesetzlicher Ermächtigung beruhenden Bestim-
mung oder von der Bundesregierung oder einer 
Landesregierung als Aufwandsentschädigung 
festgesetzt sind. 

Mit BMF-Rundschreiben vom 21. März 1994 an 
die obersten Bundesbehörden wird gebeten, be-
reits bei der Vorbereitung einer neuen Auf-
wandsentschädigung oder der Änderung be-
stehender Aufwandsentschädigungsregelungen 
(insbesondere zur Ausweitung des Personenkrei-
ses) streng zu prüfen, 

- ob Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung 
und Erhaltung von Arbeitslohn, mithin Wer-
bungskosten im Sinne des Einkommensteuer-
rechts, vorliegen; 

- ob die Abgeltung des Aufwands durch eine 
steuerfreie Entschädigung zwingend geboten 
ist; 

- ob die entsprechenden Mehrausgaben im Ein-
zelplan des Ressorts, das die Einführung einer 
neuen Aufwandsentschädigung oder die Än-
derung einer bestehenden Aufwandsentschä-
digungsregelung beabsichtigt, durch Einspa-
rungen in gleicher Höhe ausgeglichen werden 
können. 

Nur wenn die Prüfung dieser Kriterien ergibt, 
daß eine neue steuerfreie Aufwandsentschädi-
gung oder die Änderung einer bestehenden Auf-
wandsentschädigungsregelung gerechtfertigt ist 
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und kostenneutral ausgebracht werden kann, ist 
künftig die Möglichkeit für die Zustimmung des 
Bundesministeriums der Finanzen gegeben. 

Einsparvolumen 

Nicht bezifferbar. 

Seit März 1994 ist lediglich eine neue steuerfreie 
Aufwandsentschädigung, und zwar für die beim 
EU-Administrator in Mostar (Bosnien-Herzego-
wina) verwendeten Länderpolizeivollzugsbeam-
ten, die weder Auslandsverwendungszuschlag 
nach § 58 a BBesG noch Auslandsdienstbezüge 
gemäß § 52 BBesG zur Abgeltung der Aufwen-
dungen des Einsatzes erhalten, zugelassen wor-
den. Die Aufwandsentschädigung ist mit Wir-
kung vom 29. Juli 1995 bereits ausgelaufen und 
eingestellt worden. 

16. Modellvorhaben des Bundes zur Erprobung 
flexibler Budgetierungsinstrumente 

Die Koalitionsvereinbarung sieht im Rahmen der 
Reform der öffentlichen Verwaltung u. a. auch 
eine flexiblere Anwendung des Haushaltsrechts 
vor. 

Es sind daher im Bundeshaushalt 1995 flexible 
Budgetierungsinstrumente bei fünf Einrichtun-
gen der nachgeordneten Bundesverwaltung ein-
gestellt worden, die für die Dauer von drei Jah-
ren erprobt werden sollen. Hierbei soll u. a. durch 
Einräumung weitgehender Deckungsfähigkeiten 
innerhalb der verschiedenen Ausgabeblöcke und 
in Höhe einer Quote von 20 % zwischen den 
Ausgabeblöcken sowie durch die Zulassung 
überjähriger Verfügbarkeit nicht in Anspruch ge-
nommener Haushaltsmittel untersucht werden, 
ob zusätzliche Flexibilität zu mehr Eigenverant-
wortung der Ressorts und zu sparsamerer Haus-
haltswirtschaft führt. Dabei wird auch zu unter-
suchen sein, inwieweit neue haushaltswirtschaft-
liche Regelungen geeignet sind, das in Einzelfäl-
len auftretende unwi rtschaftliche Fehlverhalten 
- insbesondere zum Jahresende hin - zu vermei-
den. 

Das Modellvorhaben setzt vorrangig im Bereich 
der Verwaltungsausgaben im engeren Sinne an, 
d. h. bei den regelmäßig anfallenden Ausgaben 
des Staatsverbrauchs. 

Einsparvolumen 

Im Hinblick auf die Anwendung der neuen 
Haushaltsinstrumente ist eine Absenkung der 
Kapitelausgaben gegenüber der bisherigen Fi-
nanzplanung als sog. „Flexibilitäts- und Effizien-
zrendite" vorgesehen (durchschnittlich 2 % pro 
Jahr). 

17. Fortentwicklung der Bundesvermögens-
verwaltung 

Um den Anforderungen der Zukunft kostengün-
stig gerecht zu werden, ist vorgesehen, die Bun-
desvermögensverwaltung auf Ortsebene organi-
satorisch zu straffen, eine Kosten- und Leistungs-
rechnung einzuführen sowie eine Reihe weite-
rer Maßnahmen zur Effizienzsteigerung zu tref-
fen. 

Die Zahl der Bundesvermögensämter wird zum 
1. Januar 1996 von 60 auf 38 reduziert werden, 
was in den alten Bundesländern fast auf eine 
Halbierung der Zahl der Ämter hinausläuft (bis-
her: 46, künftig: 25). 

Zur organisatorischen Straffung der Mittelinstanz 
sind bisher (im Westen) fünf Bundesvermögens-
abteilungen mit benachbarten Oberfinanzdirek-
tionen vereinigt worden. Derzeit prüft die 
Zollverwaltung, welche Zoll- und Verbrauch-
steuerabteilungen zusammengelegt werden kön-
nen. 

Im Hinblick auf eine Kosten- und Leistungsrech-
nung liegen erste Zwischenergebnisse im Be-
reich der Wohnungsverwaltung vor. Probeläufe 
werden z. Z. bei vier Oberfinanzdirektionen 
durchgeführt. Je nach Entwicklungsstand sollen 
die anderen Aufgabenbereiche nach und nach 
folgen. Es ist vorgesehen, daß alle Aufgabenbe-
reiche der Bundesvermögensverwaltung - Ver-
mögen - in die Kosten- und Leistungsrechnung 
einbezogen werden. 

Weitere Maßnahmen betreffen u. a. die innerbe-
triebliche Straffung und Vereinfachungen im 
Haushaltsbereich mit verstärkter Budgetierung 
z. B. bei der Wohnungsverwaltung. 

Einsparvolumen 

Die Reduzierung der Zahl der Bundesvermö-
gensämter führt mittelfristig zu Einsparungen 
von etwa 5 Mio. DM jährlich. 

18. Rückführung des Verbilligungsprogramms 
bei der Verwertung bundeseigener 
Liegenschaften 

Im Zuge der Konversion wurde eine Vielzahl mi-
litärischer Liegenschaften freigegeben und dem 
allgemeinen Grundvermögen zugeführt. Dieser 
Sondersituation trägt der Bund seit 1991 durch 
ein umfangreiches Verbilligungsprogramm Rech-
nung, das in erheblichem Maße zur Beschleuni-
gung der Verwertung bundeseigener Liegen-
schaften beiträgt. Bis zum 30. Juni 1995 wurden 
bereits Preisnachlässe von rd. 2,2 Mrd. DM ge-
währt. 

Das Gesamtvolumen der am Modellvorhaben 
teilnehmenden Einrichtungen liegt bei rd. 
280 Mio. DM. 

Nach dem Beschluß des Haushaltsausschusses 
vom 10. November 1993 sollen die Verbilligungen 
mittelfristig zurückgeführt werden. Eine Reihe 
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von Verbilligungsvermerken, wie z. B. zur För-
derung des sozialen Wohnungsbaus, des Studen-
tenwohnraumbaus und der Veräußerung von Ge-
schoßwohnungen gelten im Interesse der Wohn-
raumversorgung vorerst unverändert weiter. Die 
Verbilligungssätze für die vom Abbau betroffe-
nen Verbilligungstatbestände werden ab 1996 
mit dem Zeitpunkt der tatsächlichen Verfügbar-
keit der Kaufobjekte für eine zivile Nutzung ver-
knüpft und degressiv gestaffelt. Die Verbilligung 
ist um so höher, je schneller das Grundstück nach 
„Freigabe", d. h. nach tatsächlicher Verfügbar-
keit für den Grundstücksmarkt, gekauft wird. 
Damit wird ein Anreiz für Investoren geschaffen, 
zügig Grundstücke zu erwerben und einer zivi-
len Nutzung zuzuführen. Für den Bund hat dies 
den Vorteil, daß Leerstände und Grundstücksvor-
haltekosten (z. B. Bewachungskosten) vermieden 
werden. 

Einsparvolumen 

Das Einsparvolumen, das durch den Abbau der 
Verbilligungen entsteht, kann nicht beziffert wer-
den. Einem möglicherweise höheren Verkaufs-
wert der Grundstücke können in denjenigen Fäl-
len höhere Grundstücksvorhaltekosten gegen-
überstehen, in denen der höhere Verkaufswert 
trotz der Anreize zu zügigem Grundstückserwerb 
zu Verzögerungen bei der Veräußerung führt. 
Insgesamt ist mittelfristig mit einer Verringerung 
der Bewirtschaftungskosten zu rechnen. 

Auswärtiges Amt 

19. Kürzung der Übernachtungsgelder 
bei Wohnungsbesichtigungsreisen 
in das Ausland 

Nach der Auslandsumzugskostenverordnung 
vom 4. Mai 1991 wurden Auslagen für die Rei-
se zum Suchen oder Besichtigen einer Wohnung 
am neuen ausländischen Dienstort mit der Maß-
gabe erstattet, daß Tage- und Übernachtungs-
geld für höchstens vier Reise- und vier Aufent-
haltstage gezahlt werden, ohne daß ein ent-
sprechender Kostennachweis vorgelegt werden 
mußte. 

In Ausführung eines Rundschreibens des Aus-
wärtigen Amtes vom 14. November 1994 zahlen 
die Bundesbehörden und die Landesbehörden, 
die die Auslandsumzugskostenverordnung bzw. 
das Bundesumzugskostengesetz entsprechend 
anwenden, statt des jeweiligen Auslandsüber-
nachtungsgeldes nach der Auslandsreisekosten-
verordnung eine pauschale Aufwandsvergütung 
in Höhe des inländischen Übernachtungsgeldsat-
zes der Reisekostenstufe C (z. Z. 39 DM). 

Einsparvolumen 

Das Einsparvolumen im Bundesbereich beträgt 
ca. 200 000 DM im Jahr. 

Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung 

20. Reform der Arbeitslosenhilfe 

Das Bundeskabinett hat am 2. November 1995 
den Entwurf eines Gesetzes zur Reform des 
Rechts der Arbeitslosenhilfe beschlossen. Ziel 
des Gesetzentwurfs ist es, Arbeitslosenhilfebe-
zieher wirksamer als bisher in den Arbeitsmarkt 
zu integrieren, ihnen Brücken aus der Arbeitslo-
sigkeit zu bauen und sie damit vom Leistungsbe-
zug unabhängig zu machen. Dieses Gesetz wird 
außerdem einen wichtigen Beitrag zur weiteren 
Harmonisierung von Arbeitslosenhilfe und So-
zialhilfe leisten und die Arbeitslosenhilfe an die 
aktuellen Verhältnisse des Arbeitsmarktes an-
passen. 

Dazu ist unter anderem vorgesehen: 

a) Verstärkte Nutzung von Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen 
durch Arbeitslosenhilfebezieher 

Die Allgemeinen Maßnahmen zur Arbeitsbe-
schaffung sollen künftig auf langzeitarbeits-
lose Leistungsbezieher konzentriert werden. 
Dazu wird die bisher erforderliche Dauer der 
vorangegangenen Arbeitslosigkeit von sechs 
auf zwölf Monate erhöht. Das bewirkt, daß 
verstärkt Arbeitslosenhilfebezieher in ABM 
einbezogen werden. 

Bei den Maßnahmen der produktiven Arbeits-
förderung (§§ 242 s, 249 h AFG) sollen die 
Arbeitslosenhilfebezieher künftig ihrem An-
teil an den Beziehern von Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit entsprechend zugewiesen 
werden. 

b) Einführung von Trainingsmaßnahmen 

Für Arbeitslosenhilfebezieher sollen Trai-
ningsmaßnahmen geschaffen werden, die 
ihnen die Möglichkeit bieten, ihre Eignung 
für bestimmte Arbeiten festzustellen, zusätzli-
che Qualifikation zu erwerben und sich „bes-
ser" um Arbeitsstellen zu bewerben. Während 
der Trainingsmaßnahmen wird die Arbeits-
losenhilfe weitergezahlt; die Maßnahme

-

kosten übernimmt das Arbeitsamt. 

c) Einführung einer Arbeitnehmerhilfe 

Vor allem für jüngere Arbeitslosenhilfebezie-
her soll ein Anreiz geschaffen werden, auch 
geringer bezahlte bef ristete Arbeiten, insbe-
sondere Saisonarbeiten zu übernehmen. Als 
Anreiz zahlt das Arbeitsamt zusätzlich zum 
Arbeitslohn, den die Saisonarbeiter von ihrem 
Arbeitgeber erhalten, 25 DM pro Arbeitstag. 
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d) Erleichterung des Übergangs 
in die Selbständigkeit 

Arbeitslosenhilfebezieher sollen künftig eine 
selbständige Tätigkeit aufnehmen und fast 
drei Jahre ausüben können, ohne daß ihr 
Recht auf erneute Inanspruchnahme der Ar-
beitslosenhilfe entfällt. In aller Regel läßt sich 
nach fast drei Jahren der Erfolg einer selb-
ständigen Tätigkeit zuverlässig beurteilen. 

Weiteres Ziel des Gesetzentwurfs ist es, das der 
Arbeitslosenhilfe zugrundeliegende Arbeitsent-
gelt zeitnah an die Entwicklung der Bruttoar-
beitsentgelte und der beruflichen Qualifikation 
des Arbeitslosen anzupassen. 

Das Bemessungsentgelt soll auch künftig jährlich 
entsprechend dem Anstieg der Bruttoarbeitsent-
gelte erhöht werden. Gleichzeitig soll aber jähr-
lich - nicht mehr nur alle drei Jahre - der regel-
mäßig mit der Arbeitslosigkeit verbundene Ver-
lust an beruflicher Qualifikation durch einen 
pauschalen Abschlag vom Bemessungsentgelt in 
Höhe von 5 % berücksichtigt werden. 

Darüber hinaus sollen Arbeitslosenhilfebezieher, 
die die Voraussetzungen für eine Altersrente in 
absehbarer Zeit erfüllen, künftig auf die Rente 
verwiesen werden. Es ist nicht einzusehen, daß 
jemand, der Anspruch auf eine Versichertenrente 
hat, weiterhin die aus Steuermitteln des Bundes 
finanzierte Arbeitslosenhilfe beansprucht. 

Einsparvolumen 

Das Gesetz wird zu Einsparungen bei der Ar-
beitslosenhilfe in Höhe von 2,1 Mrd. DM führen: 
Sie beruhen zu einem wesentlichen Teil darauf, 
daß jeder Leistungsempfänger, der in ein Ar-
beitsverhältnis eingegliedert ist, den Bundes-
haushalt entlastet. 

21. Einschränkung der Frühverrentungspraxis 

Bei der „Frühverrentung" geht es um die sich 
stark ausweitende Praxis, nach der ältere Be-
schäftigte vor Erreichen der Altersgrenze von 
ihrem Arbeitgeber in den Ruhestand versetzt 
werden, um durch Personalabbau und Verjün-
gung der Belegschaft den Betrieb zu rationalisie-
ren. In der Regel melden sich die Entlassenen ar-
beitslos, beziehen Arbeitslosengeld ggf. Arbeits-
losenhilfe und im Anschluß daran mit Vollen-
dung des 60. Lebensjahres die vorzeitige Alters-
rente wegen Arbeitslosigkeit. 

Mit dieser Frühverrentungspraxis wird von den 
günstigen Vorschriften der Arbeitslosenversiche-
rung und der gesetzlichen Rentenversicherung 
in einer vom Gesetzgeber nicht gewollten Weise 
Gebrauch gemacht. Gedacht sind diese Regelun-
gen für Arbeitnehmer, die wenige Jahre vor Er-
reichen der regulären Altersgrenze aus dem Ar-
beitsleben ausscheiden müssen, jedoch nicht für 
Arbeitnehmer, die einvernehmlich mit ihrem Ar-
beitgeber arbeitslos werden. 

Die Kosten, die die Sozialversicherung aufgrund 
derartiger Maßnahmen zu tragen hat, sind enorm 
und stehen in keinem Verhältnis zu den Aufwen-
dungen der Unternehmen für ihre Frühverren-
tungsprogramme: 

Durch 100 000 Arbeitnehmer, die aufgrund von 
Sozialplanregelungen ab 58 für 24 Monate Ar-
beitslosengeld und ab 60 Altersrente wegen Ar-
beitslosigkeit (statt einer Altersrente mit 63) be-
ziehen, entstehen der Bundesanstalt für Arbeit 
Mehrkosten in Höhe von etwa 9 Mrd. DM und 
der Rentenversicherung in Höhe von etwa 
13 Mrd. DM. Selbst wenn die Unternehmen hier-
bei für 24 Monate die Differenz zwischen dem 
Arbeitslosengeld und 90 % des letzten Netto-
lohns zahlen, haben sie dafür nur den vergleichs-
weise niedrigen Betrag von 1,8 Mrd. DM aufzu-
bringen. 

Bei anderen Ausgestaltungen - zum Teil schei-
den Arbeitnehmer im Rahmen von Frühverren-
tungsmaßnahmen bereits mit Vollendung des 
55. Lebensjahres oder noch früher aus dem Er-
werbsleben aus - können sich sogar noch höhere 
Kosten ergeben. 

Die Frühverrentung hat mittlerweile ein Ausmaß 
erreicht, das die Sozialversicherung nicht mehr 
verkraften kann. 

Aus diesem Grunde ist es ein erklärtes Ziel der 
Bundesregierung, den Trend zur Frühverrentung 
zu stoppen; diese Aussage ist auch Inhalt der zu 
Beginn der laufenden Legislaturpe riode getroffe-
nen Koalitionsvereinbarung. Die Bundesregie-
rung beabsichtigt, in Kürze ein entsprechendes 
Konzept zu diesem Thema vorzulegen. 

Einsparvolumen 

Das Einsparvolumen hängt davon ab, in welchem 
Ausmaß die Frühverrentung eingeschränkt wer-
den kann. Die jährliche Belastung der Sozialver-
sicherung durch den Anstieg der Frühverrentung 
liegt im Bereich zweistelliger Milliardenhöhe. 

22. Überprüfung der Gebührenerhebung 
im sozialgerichtlichen Verfahren 
nach dem Sozialgerichtsgesetz (SGG) 

Im sozialgerichtlichen Verfahren nach dem So-
zialgerichtsgesetz (SGG) haben Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen Rechts für jede 
Streitsache, an der sie beteiligt sind, eine Pausch-
gebühr zu entrichten. Diese Pauschgebühr wird 
unabhängig davon erhoben, wer in dem Verfah-
ren obsiegt oder unterliegt. 

Sie beträgt seit 1968 für Verfahren vor den So-
zialgerichten 100 DM, den Landessozialgerichten 
150 DM und dem Bundessozialgericht 200 DM; 
unter bestimmten Voraussetzungen kann die 
Höhe der Gebühr bis auf eine Mindestgebühr 
von 3 DM ermäßigt werden. Im übrigen besteht 
eine generelle Gebührenfreiheit. Diese Regelun-
gen führen zu einer niedrigen Kostendeckungs-
quote und begünstigen die Prozeßneigung. 
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Zwischen der Bundesregierung und den Ländern 
besteht Einvernehmen darüber, die Gebühren-
einnahmen der Länder deutlich anzuheben. Die 
Vorarbeiten für den entsprechenden Gesetzent-
wurf sind noch nicht abgeschlossen. 

Einsparvolumen 

Das Gebührenaufkommen insbesondere der 
Länder wird sich nach dem Vorschlag des Bun-
desministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
deutlich erhöhen. 

Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 

23. Anpassungsmaßnahmen im Bereich des Bundes
-ausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) 

a) Einschränkung der Aufteilung des Eltern-
und Ehegatteneinkommens auf tatsächlich 
Unterhalt beziehende Personen 

Geschwister des Auszubildenden, die ihre 
Eltern bzw. den Ehegatten offensichtlich fi-
nanziell nicht belasten - wie z. B. Studierende 
an Universitäten der Bundeswehr - und im 
Berechnungsverfahren mit vertretbarem Auf-
wand identifiziert werden können, werden zu-
künftig von der Freibetragsregelung nach 
§ 25 Abs. 3 Satz 1 BAföG und von der Auftei-
lung des anrechenbaren Einkommens der 
Eltern bzw. des Ehegatten nach § 11 Abs. 4 
BAföG ausgeschlossen. Die Umsetzung dieser 
Anpassungsmaßnahme ist im Siebzehnten 
Gesetz zur Änderung des Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes (17. BAföGÄndG) vom 
24. Juli 1995 erfolgt. 

Einsparvolumen 

Nach vorläufiger Schätzung ca. 10 Mio. DM. 

b) Festsetzung von Förderleistungen unter dem 
Vorbehalt der Rückforderung bei Vorlage 
von Steuerbescheiden unter dem Vorbehalt 
der Nachprüfung 

Durch Änderung der Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zum BAföG (BAföGVwV) ist 
erreicht worden, daß zukünftig Ausbildungs-
förderung unter dem Vorbehalt der Rückfor-
derung geleistet wird, wenn bei der Ermitt-
lung des Einkommens der Eltern und des Ehe-
gatten des Auszubildenden auf einen Einkom-
mensteuerbescheid zurückgegriffen wird, der 
unter dem Vorbehalt der Nachprüfung ergan-
gen ist, weil der Steuerfall zwecks Beschleuni-
gung der ersten Steuerfestsetzung nicht ab-
schließend geprüft ist. Über den BAföG-För-
derungsantrag wird abschließend entschie-
den, wenn der steuerliche Vorbehalt aufgeho-
ben oder nach Ablauf der Festsetzungsverjäh- 

rungsfrist unwirksam geworden ist. Zuviel ge-
leistete Förderung kann dann zurückgefordert 
werden. 

Die Umsetzung der Anpassungsmaßnahme ist 
durch die BAföGÄndVwV 1995 erfolgt. 

Einsparvolumen 

Nach vorläufiger Schätzung max. 10 Mio. DM. 

c) Pauschalierung der vermögenswirksamen 
Leistungen des Arbeitgebers bei der 
Einkommensermittlung 

Die vermögenswirksamen Leistungen, die bei 
der Einkommensermittlung ausgeklammert 
werden, weil ihre Zweckbestimmung einer 
Anrechnung entgegensteht, werden mit 
einem Pauschalbetrag von 35 DM monatlich 
in Ansatz gebracht. Da die Ämter für Ausbil-
dungsförderung nicht mehr den exakten Be-
trag der Arbeitgeberzuwendung ermitteln 
müssen, entfällt ein erheblicher Verwaltungs-
aufwand. 

Die für die Durchführung des BAföG zuständi-
gen obersten Landesbehörden für Ausbil-
dungsförderung sind mit Rundschreiben vom 
19. Oktober 1994 angewiesen worden, zu-
künftig im Vollzug für vermögenswirksame 
Leistungen einen Pauschalbetrag von 35 DM 
in Ansatz zu bringen. 

Einsparvolumen 

Nicht quantifizierbare, geringfügige Einspa-
rung. 

d) Verzinsung zu Unrecht erbrachter 
BAföG-Leistungen 

Ehegatten und Eltern, die ihre Auskunfts-
oder Mitteilungspflichten verletzt haben, müs-
sen zukünftig Zinsen für den zu Unrecht er-
haltenen Betrag in Höhe von 6 % vom Zeit-
punkt der zu Unrecht erfolgten Leistung an 
zahlen. Durch die im 17. BAföGÄndG vorge-
sehene Einführung der Verzinsung wird auch 
der Schaden in die Ersatzpflicht einbezogen, 
der der öffentlichen Hand durch die Finanzie-
rung des ohne Rechtsgrundlage geleisteten 
Förderungsbetrages entsteht. 

Einsparvolumen 

Geringfügig. 

e) Umstellung der Förderung nach dem BAföG 
im Tertiärbereich des Bildungswesens 
auf Bankdarlehen 

Die staatliche Ausbildungsförderung für Aus-
zubildende an Hochschulen, Höheren Fach-
schulen und Akademien wird nach geltenden 
Bestimmungen des BAföG je zur Hälfte als 
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Zuschuß und als zinsloses Darlehen aus Haus-
haltsmitteln gewährt. Der Darlehensanteil an 
der Förderung soll künftig ersetzt werden 
durch ein verzinsliches privatrechtliches 
Bankdarlehen. 

Die im BAföG geregelten Förderungsbereiche 
sowie die persönlichen, wi rtschaftlichen und 
sozialen Leistungsvoraussetzungen und alle 
Leistungsumfang, -höhe und -dauer beein-
flussenden Bestimmungen bleiben unberührt. 
Zuschuß und Darlehen werden weiterhin in 
einem Betrag monatlich an den Auszubilden-
den gezahlt. Der Ausbildende behält während 
der Ausbildung in der Sache den gleichen An-
spruch wie nach geltender Rechtslage. Die 
Lage des Auszubildenden bleibt demnach 
während der Ausbildungs- und der anschlie-
ßenden Karenzzeit faktisch unverändert. 

Der Staat trägt die Zinsen des Bankdarlehens 
in der Förderungszeit und einer vierjährigen 
Karenzzeit vor Beginn der Rückzahlung. Der 
Auszubildende wird damit erst vom Beginn 
der Rückzahlung an durch Zinsen an der 
Finanzierung der Förderungsmittel beteiligt. 
Er hat damit erst von einem Zeitpunkt an, in 
dem er regelmäßig bereits eine berufliche Exi-
stenz begründet hat, Zins und Tilgung zu tra-
gen. Die Kriterien für die Bestimmung des 
Zinssatzes werden gesetzlich festgelegt. 

Die Kosten für Erlasse (Leistungs- und Sozial-
erlasse, Nachlaß für vorzeitige Rückzahlung) 
und Ausfälle (z. B. durch Tod und Zahlungs-
unfähigkeit) trägt der Staat bis zum Ende des 
vierten Jahres nach Beginn der Rückzahlung, 
in sozialen Härtefällen darüber hinaus. 

Die Umstellung im Tertiärbereich auf Bank-
darlehen soll im 18. BAföGÄndG erfolgen, 
dessen Inkrafttreten für den 1. Juli 1996 vor-
gesehen ist. 

Einsparvolumen 

Ca. 220 Mio. DM im Jahre 1996; ca. 660 Mio. 
DM im Jahre 1997 (Bundesanteil). 

24. Verschiebung der Auszahlungszeitpunkte 
in der Projektförderung der Wirtschaft 

Zuwendungen für Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben an Unternehmen der gewerbli-
chen Wirtschaft durch das Bundesministerium für 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technolo-
gie wurden bisher aufgrund einer Kostenschät-
zung in Raten jeweils zur Mitte des maßgeblichen 
kostenwirksamen Kalendervierteljahres gezahlt; 
dies gilt auch für die letzte Zahlungsrate. 

Der Zahlungszeitpunkt ist auf das Quartalsende 
verlegt, die Leistung der Zahlungen erfolgt nach-
träglich aufgrund der tatsächlich entstandenen 
und abgerechneten Kosten. Damit werden Kas-
senbestände beim Zuwendungsempfänger aus-
geschlossen und die Quartalsabrechnungen ver-
einfacht. Außerdem besteht jetzt eine Regelung, 

nach der eine Schlußzahlung bis zur Vorlage al-
ler technischen und finanziellen Schlußdoku-
mente (fachliche und zahlenmäßige Verwen-
dungsnachweise) zurückgehalten wird, um den 
Eingang der Nachweise zu beschleunigen. 

Der Anpassungsvorschlag ist nach Erörterung mit 
dem Bundesverband der Deutschen Indust rie und 
mit Zustimmung des Bundesministeriums der Fi-
nanzen und des Bundesrechnungshofes durch 
Änderung der Nebenbestimmungen für Zuwen-
dungen der gewerblichen Wirtschaft durch das 
Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie umgesetzt worden. 

Einsparvolumen 

Die Maßnahme hat positive Auswirkungen auf 
die Haushaltsliquidität. 

Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

25. Anpassung von Maßnahmen 
zur Marktstrukturverbesserung 

Die strukturelle Entwicklung insbesondere in den 
neuen Ländern im Bereich der Verarbeitung und 
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
hat dazu geführt, daß die Förderung von 
Schlachtbetrieben und von Investitionsvorhaben 
für die Annahme, Aufbereitung und Lagerung 
von 01- und Hülsenfrüchten in den neuen Län-
dern sowie der Molkereistrukturverbesserung in 
den alten Ländern mit Arbeitnehmerabfindungen 
und Wertverlustentschädigung bei Stillegung in-
zwischen eingestellt worden sind. Nunmehr soll 
auch die Bewilligung von Fördermitteln zur Ver-
besserung der Molkereistruktur in den neuen 
Ländern ab 1. Januar 1996 eingestellt werden. 

Die hierdurch frei werdenden Mittel werden ver-
stärkt zur Förderung von marktstrukturverbes-
sernden Investitionen im pflanzlichen Bereich - 
z. B. von Investitionen für die Annahme, Aufbe-
reitung und Lagerung von Saat- und Pflanzgut in 
den neuen Ländern - eingesetzt. 

Einsparvolumen 

Ausgabenneutrale Umschichtung. 

26. Umstellung der Vergabe von Lagerverträgen 

Die Beschlüsse zur EU-Agrarreform haben in 
Verbindung mit der Lage auf dem Weltgetreide-
markt zu einer Rückführung der Getreideinter-
ventionsbestände geführt. Im Hinblick auf die 
GATT-Beschlüsse, die u.a. bestimmte Höchstex-
portmengen vorsehen, muß der Kommission dar-
an gelegen sein, die Bestände langfristig niedrig 
zu halten. Vor diesem Hintergrund ist davon 
auszugehen, daß die in der Bundesrepublik 
Deutschland in der Vergangenheit zu verzeich-
nenden Interventionsmengen nicht mehr erreicht 
werden. 
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Während bei der Größenordnung früherer Inter-
ventionsmengen von über 10 Millionen t Ge-
treide ein System unterschiedlicher Lagergeld-
sätze verwaltungsmäßig nicht durchführbar war, 
erscheint es nunmehr aufgrund veränderter Rah-
menbedingungen unter Einsatz leistungsfähiger 
DV möglich, die Vergabe der Lagerleistungen 
auf ein Ausschreibungsverfahren umzustellen. 
Das geänderte Verfahren soll ab 1996/97 einge-
setzt werden. 

Einsparvolumen 

Bereits die deutliche Entspannung bei dem An-
gebot an Lagerraum infolge des Abschmelzens 
der Interventionsbestände führt zu verringerten 
Lagerentgelten. Ein zusätzlicher Einspareffekt 
durch die Umstellung auf das Ausschreibungs-
verfahren kann nicht beziffert werden. Das Ein-
sparvolumen insgesamt ist im wesentlichen von 
den zukünftigen Lagermengen abhängig. 

27. Finanzierung der Verbraucheraufklärung der 
Verbraucherzentralen im Ernährungsbereich 

a) Senkung des Gemeinkostenzuschlags 

Die im Rahmen des BML-Projekts „Verbrau-
cheraufklärung im Ernährungsbereich" anfal

-
lenden „indirekten Kosten" wurden früher mit 
einem Gemeinkostenzuschlag in Höhe von 
15 % der „Objektkosten" abgegolten. Wie be-
reits im Fortschrittsbericht 1994 mitgeteilt, 
wird seit dem Haushaltsjahr 1994 dieser Ge-
meinkostenzuschlag nur noch in Höhe von 
7,5 % gewährt. 

b) Abhängigkeit der Finanzierung des Bundes 
von der Beteiligung der Länder 

Eine Überprüfung durch den Bundesrech-
nungshof ergab, daß sich die Ernährungsbera-
tung der Verbraucherzentralen (VZ) nur zu ca. 
50 % auf Aktivitäten von überregionaler Be-
deutung bezieht. Danach müßten sich - in 
Übereinstimmung mit einem entsprechenden 
Beschluß des Haushaltsausschusses des Deut-
schen Bundestages - auch die Länder ange-
messen an den Projektkosten beteiligen. Be-
reits im Haushaltsjahr 1995 wurde die Höhe 
der gewährten Zuwendung an die VZ im ge-
wissen Umfang an dem Beitrag der Länder 
ausgerichtet. Ab 1996 wird sich das Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten nur noch maximal in der Höhe 
der Finanzierungsanteile der Länder an den 
Kosten der Ernährungsberatung durch die VZ 
beteiligen. 

Einsparvolumen 

Abhängig von der finanziellen Beteiligung 
der Länder. Soweit durch vorgenannte Maß

-

nahmen Mitteleinsparungen erfolgen, werden 

diese Mittel innerhalb des Ansatzes für andere 
Projekte der Verbraucheraufklärung verwen-
det. 

Bundesministerium für Gesundheit 

28. Strukturelle Anpassung der gesetzlichen 
Krankenversicherung 

Mit dem Gesundheitsstrukturgesetz wurden 
strukturelle Elemente in das Versorgungssystem 
eingeführt, die Transparenz und Wirtschaftlich-
keit gestärkt haben. Es ist eine weitere Reform 
vorgesehen, die diesen Weg fortsetzt und der 
Selbstverwaltung mehr Entscheidungsspielraum 
bei gleichzeitiger Beachtung stabiler Beitrags-
sätze einräumt. Entsprechende Eckpunkte zur 
stationären Versorgung im Rahmen der 3. Stufe 
der Gesundheitsreform liegen vor. Die dabei vor-
gesehenen strukturellen Maßnahmen können 
erst im Jahre 1997 greifen. Als eine unmittelbar 
wirksame Sofortmaßnahme zur Ausgabenbe-
grenzung ist vorgesehen, die Budgets der Kran-
kenhäuser für das Jahr 1996 zu verlängern. Das 
Gesetzgebungsverfahren für die Krankenhausre-
form wird unverzüglich eingeleitet. Die Gesprä-
che über die Reform des ambulanten Versor-
gungsbereiches werden schnellstmöglich aufge-
nommen, um sie in diesem Jahr abzuschließen. 

Einsparvolumen 

Ein Einsparvolumen kann noch nicht quantifi-
ziert werden. 

29. Reform der Sozialhilfe 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Reform des So-
zialhilfegesetzes ist nicht auf die Mißbrauchsbe-
kämpfung und die damit verbundene Kostenent-
lastung ausgerichtet, sondern auf eine zielgerich-
tete Ausgestaltung der Leistungen und eine Ver-
stärkung der Maßnahmen, die eine Überwin-
dung der Hilfebedürftigkeit fördern. 

Der Gesetzentwurf sieht folgende Maßnahmen 
vor: 

- Förderung der Arbeitsaufnahme für schwer 
vermittelbare Sozialhilfeempfänger; 

- Kürzung der Sozialhilfe bei Ablehnung zumut-
barer Arbeit; 

- gleichgewichtige Entwicklung von Sozialhilfe 
und Einkommen sowie die Konkretisierung 
des Lohnabstandsgebots; 

- mehr Wirtschaftlichkeit in Einrichtungen und 
verbesserte Möglichkeiten bei Entgeltzahlung 
an Behinderte in Werkstätten für Behinderte; 

- zielgenauere Gewährung der Sozialhilfe. 

Der Entwurf des Gesetzes wurde vom Bundeska-
binett verabschiedet und befindet sich im parla-
mentarischen Abstimmungsverfahren. 
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Einsparvolumen 

Die Reform entlastet die Kommunen als Träger 
der Sozialhilfe jährlich um mindestens 2,2 Mrd. 
DM. Die übrigen strukturellen Weiterentwick-
lungen des Bundessozialhilfegesetz (BSHG) füh-
ren ebenfalls zu Entlastungen der Sozialhilfeträ-
ger, sind aber z. Z. nicht bezifferbar. 

Bundesministerium der Justiz 

30. Beschränkung der Entscheidung fiber die 
Beratungshilfe nach dem Beratungshilfegesetz 
auf ein zuständiges Amtsgericht 

Durch das Gesetz zur Änderung des Beratungs-
hilfegesetzes und anderer Gesetze vom 14. Sep-
tember 1994 wurde die Zuständigkeit für die Be-
willigung der Beratungshilfe auf das Amtsgericht 
konzentriert, in dessen Bezirk der Rechtsuchen-
de seinen allgemeinen Gerichtsstand hat. Mit 
dieser Änderung soll verhindert werden, daß 
Rechtsuchende - was nach dem bis dahin gelten-
den Recht möglich war - an verschiedenen Orten 
in derselben Angelegenheit um die Bewilligung 
von Beratungshilfe nachsuchen. 

Einsparvolumen 

Derzeit läßt sich noch nicht abschätzen, welche 
finanziellen Auswirkungen die Änderung haben 
wird. Die Statistik über die für die Beratungshilfe 
aufgewendeten Mittel für das Jahr 1995 wird erst 
Mitte des Jahres 1996 vorliegen. 1994 wurden für 
die Beratungshilfe 20,6 Mio. DM aufgewandt. 

31. Kostenpflichtigkeit besonders aufwendiger 
Auswertungen des Bundeszentralregisters 

Nach derzeitigem Recht ist bei wissenschaftli-
chen Forschungsvorhaben der Abschluß einer 
Kostenvereinbarung zwischen dem Bundeszen-
tralregister und dem Nutzer nicht möglich. Das 
hat in der Vergangenheit dazu geführt, daß das 
Bundeszentralregister in Einzelfällen aufwendige 
Datenbankanalysen im Werte von mehreren 
10 000 DM ohne Kostenbeteiligung des Nutzers 
durchgeführt hat. 

Im Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Bundeszentralregistergesetzes ist folgende 
Änderung der Justizverwaltungskostenordnung 
geplant: Erfordert die Erteilung einer Auskunft 
für wissenschaftliche Forschungsvorhaben aus 
dem Bundeszentralregister oder aus dem Gewer-
bezentralregister einen erheblichen Aufwand, ist 
durch öffentlich-rechtlichen Vertrag eine Gegen-
leistung zu vereinbaren, deren Wert zur Deckung 
der anfallenden Kosten ausreicht. 

Einsparvolumen 

Es dürfte von künftigen Einnahmen in der Grö-
ßenordnung von 50 000 DM jährlich auszugehen 
sein. 

32. Neuregelung der Gewährung von Unterhalts-
beihilfen für Patentanwaltsbewerber 

Mit der am 1. Januar 1995 in Kraft getretenen 
„Zweiten Verordnung zur Änderung der Patent-
anwaltsausbildungs- und Prüfungsverordnung" 
ist die Unterhaltsbeihilfe an Patentanwaltsbewer-
ber, die nach dem 31. Dezember 1994 den geför-
derten Ausbildungsabschnitt beim Deutschen 
Patentamt, beim Bundespatentgericht oder bei 
einem Gericht für Patentstreitsachen beginnen, 
auf Darlehen umgestellt worden. Der Höhe nach 
bleibt es bei der 20%igen Kürzung durch die Ver

-

ordnung vom 23. Dezember 1993. 

Die Verordnung orientiert sich insgesamt an den 
Bestimmungen des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes. Sie sieht ab einer gewissen Ein-
kommensgrenze eine Anrechnung der Einkünfte 
des Bewerbers ebenso vor wie eine Anrechnung 
des Vermögens des Bewerbers und seines Ehe-
gatten. Damit soll gewährleistet werden, daß 
Bundesmittel eingespart werden und im übrigen 
konzentriert den Bewerbern zugute kommen, bei 
denen ein entsprechendes Bedürfnis tatsächlich 
vorhanden ist. 

Der monatlich zurückzuzahlende Betrag soll sich 
im Regelfall auf 400 DM belaufen. Um den Ab-
solventen der Patentanwaltsausbildung den be-
ruflichen Start  zu erleichtern, soll die Rückzah-
lung des Darlehens erst zwei Jahre nach Able

-gung der Patentanwaltsprüfung einsetzen, so 
daß nicht vor dem Jahre 1998 mit Rückzahlungen 
zu rechnen ist. 

Einsparvolumen 

Aufgrund der Kürzung der Unterhaltsbeihilfe ab 
1994 ca. 600 000 DM jährlich, aufgrund der Um-
stellung der Unterhaltsbeihilfe auf Darlehen ab 
1998 bis zu 3,35 Mio. DM jährlich - sofern die 
Darlehen zurückgezahlt werden - jeweils mit 
steigender Tendenz. 

Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

33. Effizienzsteigerung beim 
sozialen Wohnungsbau 

Mit dem am 1. Oktober 1994 in Kraft getretenen 
Wohnungsbauförderungsgesetz 1994 wurde die 
Reform des sozialen Wohnungsbaus eingeleitet. 

Elemente des Wohnungsbauförderungsgesetzes 
1994: 

a) Einführung der einkommensorientierten 
Förderung 

Mit dem Wohnungsbauförderungsgesetz 1994 
wurden die gesetzlichen Grundlagen für eine 
einkommensorientierte Ausgestaltung der 
Wohnungsbauförderung geschaffen. Die ein- 
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kommensorientierte Wohnungsbauförderung 
besteht aus einer Grund- und einer Zusatzför-
derung. Mit der Grundförderung werden Be-
legungsrechte an den Wohnungen bei einer 
bestimmten Höchstmiete erworben. Die Zu-
satzförderung wird in Abhängigkeit vom Ein-
kommen des Mieters berechnet. Im Bereich 
dieser Förderung erübrigt sich die Fehlbele-
gungsabgabe. Bei entsprechender Bedürftig-
keit des Bewohnerhaushaltes kann zusätzlich 
zur Zusatzförderung noch Wohngeld gewährt 
werden. 

Die nähere Ausgestaltung dieser einkommens-
orientierten Wohnungsbauförderung wird von 
den Ländern vorgenommen. Dies gilt insbe-
sondere für die Höhe der Zusatzförderung 
und ihre Anpassung an Mieten und Einkom-
men der Mieter. 

Die einkommensorientierte Förderung stellt 
eine Form der vereinbarten Förderung dar, 
wie sie seit 1989 von den meisten Ländern 
praktiziert wird. Ihr Anwendungsbereich wird 
im Gesetz konkretisiert. Für den Regelfall 
wird eine Höchstdauer der Bindungen von 
15 Jahren vorgesehen. Die unterschiedlichen 
Investitionsbedingungen der Bauherren sollen 
ebenso berücksichtigt werden wie das kosten-
und flächensparende Bauen. Das sog. Kosten-
mietprinzip wird ausdrücklich ausgeschlos-
sen; dies vermeidet u. a. unnö tigen bürokrati-
schen Aufwand. 

b) Erwerb von Belegungsrechten durch die 
Förderung von Modernisierungsmaßnahmen 

Künftig können mit Bundes- und Landesmit-
teln für den sozialen Wohnungsbau auch Mo-
dernisierungsmaßnahmen gefördert werden, 
wenn vom Vermieter hierfür Belegungsrechte 
eingeräumt werden. Diese Wohnungen stehen 
damit bedürftigen Haushalten zur Verfügung. 

c) Kosten- und flächensparendes Bauen 

Die Länder haben in ihren Förderbestimmun-
gen für den sozialen Wohnungsbau sicherzu-
stellen, daß mit Mitteln für den sozialen Woh-
nungsbau nur kosten- und flächensparendes 
Bauen gefördert wird. Darüber hinaus sollen 
- auch durch Förderpauschalen - stärkere An-
reize zur Kostensenkung, etwa durch spar-
samere Grundrißplanungen und Rationalisie-
rungen von Bauverfahren, geschaffen wer-
den. 

d) Einkommensgrenzen für Sozialwohnungen 

Die Ermittlung des für die Förderung maßgeb-
lichen Einkommens wird stärker als bisher am 
Nettoeinkommen ausgerichtet. Eine deutliche 
Verbesserung wird insbesondere für Erwerbs-
tätigenhaushalte erreicht, weil Aufwendun-
gen für Steuern vom Einkommen, gesetzliche 
Kranken- und Rentenversicherung bzw. ver- 

gleichbare Beitragsleistungen durch Pau-
schalabzüge von jeweils 10 %, insgesamt also 
30 % berücksichtigt werden. Außerdem wer-
den die Einkommensgrenzen angehoben. Be-
sondere Vergünstigungen gibt es künftig für 
Alleinerziehende. 

Darüber hinaus wird durch die Neufassung 
der Freistellungsregelungen im Wohnungs-
bindungsgesetz sichergestellt, daß von den 
Einkommensgrenzen mehr als bisher abgewi-
chen werden kann, um z. B. die Belegung von 
Werks- und Genossenschaftswohnungen mit 
Werksangehörigen bzw. Genossenschaftsmit-
gliedern zu erleichtern oder einseitige Bewoh-
nerstrukturen zu vermeiden. 

Die Einkommensgrenzen für den zweiten För-
derweg - von den meisten Ländern zur Förde-
rung von Wohneigentum im Rahmen des so-
zialen Wohnungsbaus eingesetzt - können 
auch in Zukunft bis zu 60 % die Einkommens-
grenzen für den ersten Förderweg überschrei-
ten. In der vereinbarten Förderung können 
die Länder ebenfalls höhere Grenzen als im 
ersten Förderweg zulassen. 

e) Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus 

Im Wohnungsbauförderungsgesetz 1994 ist 
festgelegt, daß sich der Bund an der Grund-
und Zusatzförderung im Rahmen der einkom-
mensorientierten Förderung mit einem jährli-
chen Verpflichtungsrahmen von 300 Mio. DM 
beteiligt. Länder, die diesen Förderweg nicht 
praktizieren, können diese Mittel auch für an-
dere Maßnahmen im sozialen Wohnungsbau 
einsetzen. Es bleibt außerdem bei der Min-
destbeteiligung des Bundes von 150 Mio. DM 
für den ersten Förderweg. 

Für die laufende Legislaturperiode ist die Erar-
beitung und Verabschiedung eines Dritten Woh-
nungsbaugesetzes vorgesehen, das die Neuaus-
richtung des sozialen Wohnungsbaus umsetzt 
und die wohnungspolitischen Gesetze zusam-
menfaßt. Es sollen u. a. die Grundprinzipien der 
einkommensorientierten Förderung auf den So-
zialwohnungsbestand übertragen und die Rege-
lungen für kostensenkendes Bauen (z. B. durch 
Förderobergrenzen) im sozialen Wohnungsbau 
verstärkt werden. Ziel der Gesetzgebung ist auch 
eine effizientere und einfachere Ausgestaltung 
der Wohnungsbauförderung. 

Einsparvolumen 

Mit den Maßnahmen sind keine ausgabenwirk-
samen Einsparungen verbunden. Die einkom-
mensorientierte Wohnungsbauförderung führt 
bei gleichem Mitteleinsatz zur Effizienzsteige-
rung. 
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Bundesministerium für Wirtschaft 

34. Flexibilisierung und Vereinfachung 
der Regionalförderung 

Im Frühjahr 1995 ist das Fördersystem der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur" GA aufgrund der verän-
derten Rahmenbedingungen für die regionale 
Wirtschaftsentwicklung grundlegend überarbei-
tet und weiterentwickelt worden. Künftig können 
Investitionen in Fördergebieten, die ein bestimm-
tes Mindestinvestitionsvolumen überschreiten 
oder eine Mindestanzahl zusätzlicher Arbeits-
plätze schaffen, unterstützt werden; die bisherige 
Differenzierung der Fördersätze nach Investi-
tionsarten ist entfallen. Die Förderhöchstsätze 
sind nach zwei räumlichen Problemkategorien 
abgestuft worden, wobei für die kleinen und 
mittleren Unternehmen in den neuen Ländern 
eine zusätzliche Präferenz besteht. Bei Vorliegen 
besonderer Struktureffekte können die Förder-
höchstsätze nunmehr vollständig aus GA-Mitteln 
oder durch Kumulierung mit anderen Beihilfen 
ausgeschöpft werden. 

In einem klar definierten Rahmen wurde die GA-
Förderung um nicht-investive Fördertatbestände 
ergänzt. Zur Stärkung der Wettbewerbs- und An-
passungsfähigkeit sowie der Innovationskraft 
von KMU können GA-Mittel auch eingesetzt 
werden, um Fachprogramme der Länder in den 
Bereichen Beratung, Schulung, Humankapital-
bildung und angewandte FuE zu unterstützen. 
Überdies kann nun die Erstellung integ rierter re-
gionaler Entwicklungskonzepte auf regionaler 
bzw. kommunaler Ebene unterstützt werden. 
Projekte, die sich in schlüssige Entwicklungskon-
zepte einfügen, sollen bei der Förderung Vorrang 
genießen. Damit können die Mittel stärker ziel-
gerichtet eingesetzt werden. Das neue Förder-
system trägt zu einem effizienteren Einsatz der 
Regionalfördermittel bei. Durch die vereinfachte 
Systematik werden die Förderverwaltungen 
deutlich entlastet. Zudem wird durch die beiden 
Erfordernisse „besondere Struktureffekte" sowie 
„Einfügen in schlüssige Entwicklungskonzepte" 
eine konzentriertere und problemorientiertere 
Förderung ermöglicht. 

Einsparvolumen 

Ein konkretes Einsparvolumen läßt sich nicht be-
ziffern. 

35. Neukonzeption der Förderung 
des Steinkohlebergbaus 

Bei der Unterstützung des Steinkohlenbergbaus 
wurden im Hinblick auf die erforderliche Anpas-
sung öffentlicher Leistungen entscheidende Än-
derungen vollzogen. Das Beihilfesystem der Koh-
leverstromung wurde durch das Energie-Artikel-
gesetz vom 19. Juli 1994 von einer an festen Ab-
satzmengen orientierten Subventionierung auf 

degressiv angelegte Finanzplafonds umgestellt. 
Ab 1996 erhalten Bergbauunternehmen Beihil-
fen, um deutsche Steinkohle zu Weltmarktprei-
sen an die Stromwirtschaft absetzen zu können. 
Die Plafondierung der Mittel zwingt den Bergbau 
zu erhöhter Kostendisziplin, erweitert seine un-
ternehmerische Verantwortung und begrenzt die 
Risiken einer zusätzlichen Inanspruchnahme öf-
fentlicher Mittel. Die Kokskohlebeihilfen für den 
Bergbau werden im neuen Plafond 1995 bis 1997 
erstmals nach oben begrenzt. Über die bewillig-
ten Mittel hinaus gelten keinerlei Nachschußver-
pflichtungen von Bund und Ländern mehr, bei-
spielsweise bei sinkenden Weltmarktpreisen; 
Preis- und Kostenrisiken gehen allein zu Lasten 
des Bergbaus. 

Einsparvolumen 

Ein konkretes Einsparvolumen läßt sich nicht be-
ziffern. Durch den Zwang zu erhöhter Kostendis-
ziplin bei den Subventionsempfängern (Bergbau-
unternehmen) bewirken plafondierte Beihilfen 
eine höhere Subventionseffizienz als Subven-
tionssysteme mit Ansprüchen auf einen totalen 
Ausgleich zwischen Förderkosten und Einfuhr-
preisen. 

Ressortübergreifende 
Anpassungsmaßnahmen 

36. Kostendeckende Gebühren 
in der Bundesverwaltung 

Die Kosten gesonderter Leistungen der Verwal-
tung für einzelne Bereiche sollten grundsätzlich 
von denjenigen getragen werden, für die sie er-
bracht werden. Bei der Festsetzung der Gebüh-
ren ist daher auf die Kostendeckung zu achten. 
Auf diese Weise kann die Inanspruchnahme von 
Verwaltungsleistungen auf den wirtschaft lich ge-
botenen Umfang begrenzt werden. Dabei ist al-
lerdings auch sicherzustellen, daß die Kosten 
durch die Verwaltung minimiert werden. 

Die Präsidentin des Bundesrechnungshofes als 
Beauftragte für die Wirtschaftlichkeit in der Ver-
waltung (BWV) hat entsprechend einer Bitte des 
Bundesministeriums der Finanzen eine Arbeits-
hilfe zur Ermittlung kostendeckender Gebühren 
und Leistungsentgelte entwickelt, die über die 
bisherigen durchschnittlichen und pauschalier-
ten Berechnungen in diesem Bereich hinaus-
geht. 

Der Bund-Länder-Arbeitsausschuß „Haushalts-
recht und Haushaltssystematik" hat einen Un-
terarbeitsausschuß „Kosten-Leistungsrechnung" 
eingesetzt, der im Rahmen eines Erfahrungsaus-
tausches die Möglichkeiten der Einführung einer 
Kosten-Leistungsrechnung prüfen soll. Die vom 
BWV erstellte Arbeitshilfe wird bei den weiteren 
Arbeiten des Unterarbeitsausschusses zu berück-
sichtigen sein. Auf der Grundlage der Ergebnisse 
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des Unterarbeitsausschusses beabsichtigt das 
Bundesministerium der Finanzen den Ressorts 
die Arbeitshilfe zur Anwendung zu empfehlen. 
Auf diese Weise soll den Ressorts Gelegenheit 
gegeben werden, in geeigneten Bereichen die 
Berechnung der Gebühren und Leistungsentgel-
te weiter zu verbessern. Darüber hinaus wird das 
Bundesministerium der Finanzen prüfen, inwie-
weit den Anwendern ein entsprechendes Pro-
gramm zur DV-mäßigen Bearbeitung zur Verfü-
gung gestellt werden kann. 

Auch zukünftig ist darauf zu achten, daß in Bun-
desgesetzen im Zusammenhang mit der Rege-
lung einer Sachmaterie möglichst eine Gebüh-
renaussage ge troffen wird. In der Regel sollte 
durch den Bundesgesetzgeber sichergestellt wer-
den, daß die Gebührenerhebung bundesweit 
einheitlich gehandhabt wird, sofern nicht beson-
dere Umstände eine andere Betrachtungsweise 
gebieten. 

Einsparvolumen  

Nicht bezifferbar. Die genannte Arbeitshilfe kann 
dazu beitragen, die möglichen Einnahmeverbes-
serungen zu quantifizieren. 

37. Stärkere Berücksichtigung kosten-
verursachender Aspekte bei der Erstellung 
von Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften verursa-
chen unabhängig von ihrem Regelungsgehalt 
Kosten sowohl  in  der öffentlichen Verwaltung als 
auch bei Dritten. Die stärkere Berücksichtigung 
der kostenverursachenden Aspekte kann er-
reicht werden durch eine strengere Prüfung des 
Zwecks einer Regelung im Verhältnis zu dem da-
durch ausgelösten Verwaltungsaufwand, klarere, 
vollzugstauglichere Rechtsvorschriften, Bestän-
digkeit in der Gesetzgebung, Vermeidung von 
neuen administrativen Pflichten Dritter bzw. Ent-
lastung von bestehenden administrativen Pflich-
ten. 

Die Unabhängige Kommission für Rechts- und 
Verwaltungsvereinfachung des Bundes hat Ende 
1994 den Ersten Bericht mit Empfehlungen zur 
Entlastung der Unternehmen, Bürger und Ver-
waltungen „Unnötiger Aufwand durch Vorschrif-
ten?" vorgelegt, in dem eine Reihe von Empfeh-
lungen zur Vermeidung unnötigen Aufwands bei 
der Vorbereitung von Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften enthalten sind. Außerdem wird bei-
spielhaft aufgezeigt, wie bestehende Vorschriften 
methodisch daraufhin überprüft werden können, 
ob sie in der Praxis unnö tigen Vollzugs- und An-
wendungsaufwand verursachen. Ein Zweiter Be-
richt mit weiteren Empfehlungen zur Vermei-
dung unnötigen Vollzugs- und Anwendungsauf-
wands ist in Vorbereitung. 

Einsparvolumen 

Erhebliche, jedoch nicht quantifizierbare Ein-
sparpotentiale bei Verwaltungen, Anwendern 
und Betroffenen. 

38. Änderung der Bemessungsgrundlage von 
öffentlichen Leistungen, die sich nicht am 
spezifischen Bedarf, sondern an Quoten 
orientierten 

Die Aufwendungen für einige wenige öffentliche 
Leistungen bemessen sich nicht am jewei ligen 
spezifischen Bedarf, sondern richten sich nach ei-
ner gesetzlichen Quote. Beispiele sind die Vorga-
ben für Aufwendungen für Kunst am Bau und 
die Durchführung von Forschungsvorhaben für 
den kommunalen Straßenbau und den öffent-
lichen Personennahverkehr aus Mitteln des Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG). 

Die bisher in der Richtlinie für die Durchführung 
von Bauaufgaben des Bundes im Zuständigkeits-
bereich der Finanzbauverwaltungen (RBBau) 
vorgesehene Kappungsgrenze von bis zu 2 % der 
Kosten der Bauwerke entfällt mit Erlaß vom 
14. Juni 1995. Die reale Höhe der Mittel wird wie 
bisher unter Beachtung von Zweck und Bedeu-
tung der Baumaßnahme und nach Festlegung 
der Art und des Umfangs der künstlerischen Lei-
stungen in der Haushaltsunterlage-Bau in ange-
messenem Verhältnis zu den Baukosten festge-
legt. 

Aus Mitteln des Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetzes kann der Bund einen Anteil von 
0,25 %, im Benehmen mit den Ländern bis zu 
0,50 %, zweckgebunden für Forschungsvorha-
ben zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
der Gemeinden verwenden. Diese Spanne, die 
eine flexible Handhabung ermöglicht, reicht der-
zeit für eine Anpassung an den jeweiligen tat-
sächlichen Bedarf aus. Ein Änderungsbedarf be-
steht daher gegenwärtig nicht. 

Einsparvolumen 

Nicht quantifizierbar. 

39. Aufenthaltsbeendigung 
unterstützungsbedürftiger Ausländer 

Die Möglichkeiten, den Aufenthalt unterstüt-
zungsbedürftiger Ausländer zu beenden, müssen 
konsequent genutzt werden, um die finanziellen 
Belastungen der öffentlichen Haushalte zu ver-
ringern. 

Ausländer ohne erforderliche Aufenthaltsgeneh-
migung sind unabhängig von einer etwaigen So-
zialhilfebedürftigkeit kraft Gesetzes ausreise-
pflichtig und können ohne vorherige Auswei-
sung grundsätzlich abgeschoben werden. Aus-
länder mit Aufenthaltsgenehmigung können bei 
Sozialhilfebedürftigkeit gemäß § 46 Nr. 6 des 
Ausländergesetzes (AuslG) ausgewiesen wer-
den. Die für eine Aufenthaltsbeendigung erfor- 
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derliche gesetzliche Grundlage ist somit vorhan-
den. 

Der Bund hat jedoch keine Möglichkeit, konkrete 
Verwaltungsmaßnahmen einzuleiten bzw. zu pla-
nen, da die Aufenthaltsbeendigung von Auslän-
dern eine von den Ländern durchzuführende 
Verwaltungsaufgabe ist (Artikel 83, 84 GG). Der 
Bund setzt sich aber in den mit Fragen der Auf-
enthaltsbeendigung befaßten Bund-Länder-Gre- 

mien, auch im Zusammenhang mit der Ausarbei-
tung der Verwaltungsvorschriften zum Auslän-
dergesetz, nachdrücklich dafür ein, daß die Län-
der das gesetzliche Instrumentarium ausschöp-
fen. 

Einsparvolumen 

Einsparungen in erheblicher, jedoch nicht bezif-
ferbarer Höhe sind möglich. 
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Iv. Anhang 

1. Maßnahmen im Bereich der Mißbrauchsbekämpfung 

Bundesministerium der Finanzen 

Steuerliche Maßnahmen 

Maßnahmen im Standortsicherungsgesetz und Mißbrauchsbekämpfungs-
und Steuerbereinigungsgesetz (1993) 

Maßnahmen im Jahressteuergesetz 1996 

Internationale Harmonisierung der Zinsbesteuerung 

Intensivierung des Verwaltungsvollzugs 

Steuerverwaltung der Länder 

Bundesfinanzverwaltung 

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

DALEB-Verfahren 

Bußgeld- und Strafverfahren 

Außenprüfungen 

Berliner Mode ll  

Erstattungsverfahren 

Meldekontrollen 

Strikte Anwendung der Zumutbarkeits-Anordnung 

Strenger Maßstab bei der Erteilung der Arbeitserlaubnis an ausländische 
Arbeitnehmer 

Gesetzgeberische Maßnahmen 

Bundesministerium des Innern 

Zuwendungen an Asylbewerber 

Verhinderung ungerechtfertigter Pensionszahlungen durch nicht angezeig-
te Renten 

Bundesministerium für Gesundheit 

Asylbewerberleistungsgesetz 

Bundesministerium für Wirtschaft 

Überprüfung von Bewilligungen bei der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 

Übrige Ressorts und übergreifende Maßnahmen 

Novellierung des D-Markbilanzgesetzes (BMJ) 

Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem (BML) 

Überprüfung der Anspruchsberechtigung für Kindergeld (BMFSFJ) 

Bekämpfung der Korruption bei öffentlichen Aufträgen 

Mißbrauchsbekämpfung auf EU-Ebene 
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Anpassungs-
maßnahme-Nr. 

2. Anpassungsmaßnahmen im Bereich öffentlicher Leistungen 

Bundesministerium des Innern 

Effizienzsteigerung der öffentlichen Verwaltung 	 1 

Reform des öffentlichen Dienstes und stärkere Ausrichtung der Besol

-

dung an Leistungsgesichtspunkten 	 2 

Vereinheitlichung und Fortentwicklung des Verwaltungsverfahrens-
rechts 	 3 

Überprüfung ausländerrechtlicher Gebühren 	 4 

Streichung des Winterzusatzurlaubs für Beamte der Deutschen Post 
AG und der Deutschen Bahn AG 	 5 

Fortsetzung des Personalabbaus in den Verwaltungen der neuen 
Länder 	 6 

Kostensenkung und Standardisierung für den Einsatz von Informa-
tionstechnik (IT) in der Bundesverwaltung 	 7 

Überprüfung der Reisekostenerstattung auf Einsparmöglichkeiten 	8 

Veränderung der Förderung von Kultureinrichtungen 	 9 

Neukonzeption des Zivilschutzes 	 10 

Anpassungen im Bereich des Bundesgrenzschutzes (BGS) 	 11 

Reduktion der Bundesstatistik auf das absolut Notwendige 	 12 

Neugestaltung der Kostenerstattung von Bundestags- und Europa-
wahlen an Länder und Gemeinden 	 13 

Privatisierung der Fluggastkontrollen 	 14 

Bundesministerium der Finanzen 

Anwendung strengerer Kriterien für die Gewährung steuerfreier Auf-
wandsentschädigungen 	 15 

Modellvorhaben zur Erprobung flexibler Budgetierungsinstrumente 	16 

Fortentwicklung der Bundesvermögensverwaltung 	 17 

Rückführung des Verbilligungsprogramms bei der Verwertung bun-
deseigener Liegenschaften 	 18 

Auswärtiges Amt 

Kürzung der Übernachtungsgelder bei Wohnungsbesichtigungsreisen 
in das Ausland 	 19 

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

Reform der Arbeitslosenhilfe 	 20 

Einschränkung der Frühverrentungspraxis 	 21 

Überprüfung der Gebührenerhebung im sozialgerichtlichen Verfah

-

ren nach dem Sozialgerichtsgesetz (SGG) 	 22 

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie 

Anpassungsmaßnahmen im Bereich des BAföG 	 23 

Verschiebung der Auszahlungszeitpunkte in der Projektförderung der 
Wirtschaft 	 24 
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Anpassungs-
maßnahme-Nr. 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Anpassung von Maßnahmen zur Marktstrukturverbesserung 	25 

Umstellung der Vergabe von Lagerverträgen 	 26 

Finanzierung der Verbraucheraufklärung der Verbraucherzentralen 
im Ernährungsbereich 	 27 

Bundesministerium für Gesundheit 

Strukturelle Anpassung der gesetzlichen Krankenversicherung 	28 

Reform der Sozialhilfe 	 29 

Bundesministerium der Justiz 

Beschränkung der Entscheidung über die Beratungshilfe nach dem 
Beratungshilfegesetz auf ein zuständiges Amtsgericht 	 30 

Kostenpflichtigkeit besonders aufwendiger Auswertungen des Bun-
deszentralregisters 	 31 

Neuregelung der Gewährung von Unterhaltsbeihilfen für Patentan-
waltsbewerber 	 32 

Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Effizienzsteigerung beim sozialen Wohnungsbau 	 33 

Bundesministerium für Wirtschaft 

Flexibilisierung und Vereinfachung der Regionalförderung 	 34 

Neukonzeption der Förderung des Steinkohlebergbaus 	 35 

Ressortübergreifende Anpassungsvorschläge 

Kostendeckende Gebühren in der Bundesverwaltung 	 36 

Stärkere Berücksichtigung kostenverursachender Aspekte bei der Er-
stellung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften 	 37 

Änderung der Bemessungsgrundlagen von öffentlichen Leistungen, 
die sich nicht am spezifischen Bedarf, sondern an Quoten orientieren 	38 

Rechtzeitige Aufenthaltsbeendigung unterstützungsbedürftiger Aus-
länder ohne Aufenthaltsgenehmigung 	 39 

3. Liste der beauftragten Staatssekretäre für die Bekämpfung 
von Mißbrauch und Fehlentwicklungen bei öffentlichen Leistungen 

Auswärtiges Amt 

Bundesministerium des Innern 

Bundesministerium der Justiz 

Bundesministerium der Finanzen 

Bundesministerium für Wirtschaft 

Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung 

Bundesministerium der Verteidigung 

St Dr. Peter Hartmann 

St Dr. Eckart Werthebach 

St Ingo Kober 

St Dr. Jürgen Stark 

St Dr. Lorenz Schomerus 

St Dr. Franz-Josef Feiter 

PSt Horst Günther, MdB 

St Dr. Peter Wichert 
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Bundesministerium für Familie, Senioren 	St Dr. Wi lli Hausmann 
Frauen und Jugend 

Bundesministerium für Gesundheit 	 St Baldur Wagner 

Bundesministerium für Verkehr 	 St Dr. Hans-Jochen Henke 

Bundesministerium für Umwelt, 	 St Erhard Jauck 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Bundesministerium für Post 	 St Gerhard O. Pfeffermann 
und Telekommunikation 

Bundesministerium für Raumordnung, 	St'in Christa Thoben 
Bauwesen und Städtebau 

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, St Dr. ,Gebhard Ziller 
Forschung und Technologie 

Bundesministerium für wirtschaftliche 	St Wighard Härdtl 
Zusammenarbeit und Entwicklung 

 



 


